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Der Vorsitzende: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Damen und Herren, ich eröffne die
87. Sitzung des Ausschusses für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend und bitte Sie, Ihre Plätze
einzunehmen. Wir führen heute eine öffentliche
Anhörung zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE.
„Sexismus die Rote Karte zeigen – Für einen bun-
desweiten Aktionsplan“ durch. Ich begrüße zu-
nächst die Mitglieder unseres Ausschusses und
des mitberatenden Ausschusses für Recht und
Verbraucherschutz, für die Bundesregierung Frau
Parlamentarische Staatssekretärin Elke Ferner so-
wie die Besucherinnen und Besucher.

Insbesondere begrüße ich die Sachverständigen
für unsere heutige Anhörung: Zunächst heiße ich
Herrn Professor Dr. Gerd Bohner von der Univer-
sität Bielefeld herzlich willkommen, ebenso Frau
Dagmar Freudenberg vom Deutschen Juristinnen-
bund in Berlin und Frau Christine Lüders, die Lei-
terin der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
in Berlin. Außerdem begrüße ich Frau Karin Nord-
meyer aus Bonn und Frau Dr. Sabine Oertelt-Prigi-
one, die Leiterin des Forschungsprojekts Watch-
Protect-Prevent in Berlin. Ein herzliches Willkom-
men geht auch an Frau Dr. Stevie Meriel Schmie-
del, die Geschäftsführerin von Pinkstinks Ger-
many in Hamburg, an Frau Professorin Dr. Sabine
Sczesny von der Universität Bern, und – last but
not least – an Frau Jutta Troost, die Vertreterin der
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenver-
bände in Berlin.

Ich weise Sie darauf hin, dass die Anhörung zur
Erstellung eines Wortprotokolls aufgezeichnet
wird. Das Wortprotokoll wird auf der Homepage
des Familienausschusses veröffentlicht. Außer-
dem sind Bild- und Tonaufzeichnungen anderer
Personen während der Sitzung nicht gestattet.
Ebenso bitte ich, während der Anhörung auf die
Benutzung von Mobiltelefonen zu verzichten.
Weiterhin weise ich darauf hin, dass die Stellung-
nahmen der Sachverständigen vor dem Sitzungs-
saal ausliegen und auch ins Internet eingestellt
wurden.

Der Ablauf der öffentlichen Anhörung ist wie folgt
vorgesehen. Zunächst gibt es eine Fragerunde von
70 Minuten. Bei dieser Frage- und Antwortrunde

wird das Fragerecht nach dem Stärkeverhältnis
der Fraktionen zeitlich aufgeteilt. Die Zeiten, die
den Fraktionen zustehen, werden zu Beginn der
Fragerunde hier oben am Bildschirm angezeigt.
Sodann folgt eine freie Fragerunde von zehn Mi-
nuten.

Wir beginnen nun mit der öffentlichen Anhörung
zum Antrag der Fraktion DIE LINKE. „Sexismus
die Rote Karte zeigen – Für einen bundesweiten
Aktionsplan“ auf Bundestagsdrucksache 18/8723.
Wir kommen gleich zur Frage- und Antwortrunde
von 70 Minuten. Ich rufe die Fraktionen nachei-
nander auf. Es steht ihnen – wie ausgeführt – ein
bestimmtes Zeitbudget für die Fragen und für die
Antworten darauf zur Verfügung. Sie können die
Aufteilung dem Ihnen vorliegenden Ablaufplan
für die Anhörung entnehmen. Ich werde darauf
achten, dass wir diese Zeiten möglichst einhalten.
Außerdem wäre ich sehr dankbar, wenn jede Fra-
gestellerin, jeder Fragesteller in einem Beitrag ma-
ximal zwei Fragen an einen oder zwei Sachver-
ständige richten würde.

Wir beginnen mit der Fraktion der CDU/CSU. Hier
ist mir gemeldet worden die Kollegin Sylvia Pan-
tel, bitte sehr.

Abg. Sylvia Pantel (CDU/CSU): Einen schönen gu-
ten Tag. Als erstes habe ich eine Frage an Herrn
Professor Bohner. Der Fragenkomplex steht unter
der Überschrift „Sexistisches Verhalten von ein-
zelnen Individuen und seine Auswirkungen“.
Was ist für Sie der Kern von sexistischem Verhal-
ten? Welche Motivation hat der Täter? Wie sieht
die Studienlage dazu aus?

Prof. Dr. Gerd Bohner (Universität Bielefeld):
Danke für die Frage. Sexistisches Verhalten ist je-
des Verhalten, das eine Person auf Grund ihres
Geschlechts benachteiligt oder auch negativ be-
wertet. Das können Verhaltensweisen sein wie
eine Benachteiligung etwa im Beruf, wenn ich
Personen auf Grund des Geschlechts nicht ein-
stelle oder wenn ich Personen auf Grund ihres Ge-
schlechts in anderer Weise negativ behandele. Der
Kern ist, dass das Geschlecht die Grundlage für
eine unterschiedliche Behandlung oder Bewer-
tung von Personen ist.
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Die Forschungslage dazu ist, dass Sexismus in der
Gesellschaft immer noch sehr weit verbreitet ist,
etwa wenn man die immer noch schlechtere Ent-
lohnung von Frauen ansieht. Wenn man etwa Me-
dieninhalte ansieht, um die es auch in dem vorlie-
genden Antrag geht, von der Werbung über Schul-
und Kinderbücher bis hin zu elektronischen Me-
dien. Da zeigt sich immer wieder, dass Männer
und Frauen in sehr stereotyper Weise dargestellt
werden. Die Forschung zu der Wirkung dieser Me-
dien zeigt, dass sich das durchaus auf die Nutze-
rinnen und Nutzer auswirkt, dass die Personen
von diesen Medien beeinflusst werden. Oft wer-
den die stereotypen Vorurteile verinnerlicht. Die
Betreffenden sehen sich selbst dann oft in sexisti-
scher Weise oder sie entwickeln solche Vorurteile,
wenn wir von Kinderbüchern und Ähnlichem re-
den.

Abg. Sylvia Pantel (CDU/CSU): Herr Professor
Bohner, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme,
dass die 1975 von Susan Brownmiller formulierte
These, dass sexuelle Gewalt ein Prozess der Ein-
schüchterung sei, durch den alle Frauen in einem
Zustand der Furcht gehalten würden, wodurch
der gesellschaftliche Status quo männlicher Domi-
nanz aufrecht erhalten werde, heute eindrucksvoll
empirisch belegt sei. Sie haben auch Studien dazu
aufgezeigt und sagen, in den letzten 40 Jahren sei
das alles belegt worden. Glauben Sie, dass das,
was wir in den letzten 40 Jahren an Maßnahmen
ergriffen haben, zu keiner anderen Wertung von
Frauen geführt hat? Dass das Selbstbewusstsein
von Frauen nicht gesteigert worden ist? Sie haben
auch Bezug genommen auf die Silvesternacht und
das Verhalten. Glauben Sie, dass unterschiedliche
Kulturen, Wertigkeiten und Ansichten von Frauen
nicht doch sehr wohl zu einem anderen Verhalten
gegenüber Frauen kommen? Das ist mir in Ihren
Ausführungen zu gleich gehalten.

Prof. Dr. Gerd Bohner (Universität Bielefeld): Ich
beginne mal mit dem ersten Teil der Frage, der
These von Frau Brownmiller. Es gibt dazu eine
ganze Reihe von Studien auch aus meiner eigenen
Arbeitsgruppe, wo wir und andere zeigen konn-
ten, dass die reine Beschäftigung mit der Thema-
tik sexuelle Gewalt dazu führen kann, dass Frauen
sich selbst negativer sehen, dass sie von weniger
Vertrauen in andere Personen berichten. Dass sie

auch über ein geringeres Selbstwertgefühl berich-
ten. Dass auf der anderen Seite dem dann häufig
die sogenannten Vergewaltigungsmythen entge-
genwirken. Nach unserer Forschung zeigt sich,
dass ein Motiv dafür, dass oft auch Frauen Verge-
waltigungsmythen zustimmen – also Einstellun-
gen, Überzeugungen, die Opfer negativ bewerten,
die den Opfern eine Mitschuld geben, die die Tä-
ter entlasten –, ist, dass das manchmal als eine Art
Schutzmechanismus gegen die negativen Ein-
flüsse von sexueller Gewalt genutzt werden kann.
Diese Mythen betreffen nicht nur die Opfer selbst,
sondern alle Frauen. Somit haben die Frauen die
Wahl, ob sie diesen Vergewaltigungsmythen glau-
ben. Diese Mythen führen dann dazu, dass sie die
Opfer als eine Art Subgruppe sehen, von der sie
sich selbst abgrenzen können, indem sie sagen,
„naja, so etwas kann mir nicht passieren, das pas-
siert nur bestimmten Frauen“. Auf der anderen
Seite sind Frauen, wenn sie nicht an diese My-
then glauben, selbst immer noch – auch heute –
negativ beeinträchtigt von der Tatsache, dass se-
xuelle Gewalt immer noch sehr prävalent in der
Gesellschaft ist und dass die Mehrzahl der Opfer
Frauen und die Mehrzahl der Täter Männer sind.
Das war der erste Teil der Frage zu der Brownmil-
ler-These. Die ist inzwischen gut belegt in der For-
schung.

Der zweite Teil war die Frage, ob Kulturen hier
eine Rolle spielen. Selbstverständlich spielt die
Kultur bei der Ausbildung und bei der Auswir-
kung von bestimmten Vorurteilen als Stereotyp
eine Rolle. Das sind nicht nur individuelle Ein-
stellungen, sondern oft auch Einstellungen, die
von der Kultur geprägt werden. Es ist unbestreit-
bar, dass wir im interkulturellen Vergleich auch
Unterschiede zwischen verschiedenen Kulturen
sehen, dass wir auch im Längsschnitt Entwicklun-
gen sehen. Ich glaube, niemand hier im Raum
würde bestreiten, dass der Sexismus in den letz-
ten 40 Jahren abgenommen hat. Aber es gibt noch
sehr viel zu tun.

Abg. Christina Schwarzer (CDU/CSU): Ich habe
zwei Fragen an Frau Professorin Sczesny. Welche
gesellschaftlichen Auswirkungen hat Sexismus?
Die zweite Frage ist: Welchen Einfluss hat die Se-
xualisierung der Gesellschaft auf das Frauen- und
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Männerbild und auf die Entwicklung von Kin-
dern?

Prof. Dr. Sabine Sczesny (Universität Bern): Zur
ersten Frage: Zur gesellschaftlichen Auswirkung
können wir feststellen, dass – wie es auch in dem
Antrag formuliert ist – Sexismus auf verschiede-
nen Ebenen stattfindet und sich in fast allen ge-
sellschaftlichen Bereichen auswirken kann. Wir
sehen es nicht nur im Arbeitsbereich, sondern
auch in der Schule. Wir sehen es in der Werbung,
in vielen Bereichen. Die Phänomene, die ich in
meiner schriftlichen Stellungnahme beschrieben
habe, waren beispielsweise Körperbildprobleme
bei Kindern und Jugendlichen. Ein ganz wichtiger
Einflussfaktor ist die Auswahl von Berufen – der
Umstand, dass bestimmte Berufe gar nicht in Be-
tracht gezogen werden. Wir sehen auch, wenn
Frauen eher auf vom Status her niedrigeren Positi-
onen arbeiten, dass sie dann Probleme bekommen
mit ihrer Rente oder – wenn sie alleinerziehend
sind – sich wirtschaftlich „über Wasser“ zu hal-
ten. In all diesen Bereichen sehen wir die Auswir-
kungen.

Zu den Auswirkungen für die Kinder möchte ich
Folgendes sagen: Ich habe letzte Woche gesehen,
es gibt jetzt eine neue App in Pinkfarben, wo be-
schrieben wird, wie Mädchen kosmetische Chirur-
gie z. B. an sich selbst vornehmen können. Ein
solches Programm hat natürlich Auswirkungen
auch für Kinder. Wenn also bestimmte Spielange-
bote sehr stereotyp sind, können Sie bestimmte
Verhaltensweisen und Verhaltensmuster schon
sehr früh in diese Richtung beeinflussen.

Abg. Sylvia Pantel (CDU/CSU): Meine Frage geht
an Herrn Professor Bohner und Frau Professorin
Sczesny. Was ist sogenannter wohlwollender Se-
xismus im Vergleich zu feindseligem Sexismus?
Welche Wirkung entfaltet dieser jeweils? Wie er-
kennt man Sexismus in Grenzbereichen?

Prof. Dr. Gerd Bohner (Universität Bielefeld): Wir
beobachten in den letzten beiden Jahrzehnten,
dass sich Sexismus durchaus verändert hat, dass
sich die Inhalte und Ausdrucksformen verändert
haben. Einige Forscherinnen und Forscher spre-
chen von modernem Sexismus, der weniger darin

besteht, Frauen ganz offen abzuwerten, sondern
eher darin, dass man der Meinung ist, es wird
doch schon genug oder sogar viel zu viel für die
Gleichstellung getan – dass man Forderungen
nach der Behebung von Missständen gar nicht
mehr ernst nimmt.

Zur Unterscheidung zwischen feindseligem und
wohlwollendem Sexismus: Der feindselige Sexis-
mus ist eher traditionell. Er besteht darin, dass
man beispielsweise Frauen bestimmte Fähigkeiten
abspricht. Auf der anderen Seite gibt es den soge-
nannten wohlwollenden Sexismus. Der heißt so,
weil er aus der Sicht der Personen, die diese Ein-
stellung haben, wohlwollend ist. Sie glauben
meistens, das ist nicht schlimm, das ist eher etwas
Positives. Das beinhaltet eine Sicht auf Frauen,
die diese als besonders schützenswert, als kultu-
rell höherstehende Wesen als Männer betrachtet.
Das beinhaltet dann auch beispielsweise die Idee,
in Notfällen müssten Frauen zuerst gerettet wer-
den und Ähnliches. Gerade diese Form des Sexis-
mus hat oft sehr negative Wirkungen, die zu-
nächst nicht bemerkt werden. Das wird von ande-
ren Personen oft gar nicht als Sexismus erkannt.

Wir haben eine Studie gemacht, in der wir Män-
nerprofile beschrieben haben, die einem benevo-
lenten Sexismus entsprechen, und haben Frauen
gefragt: „Wie findet ihr diesen Mann? Wie nett ist
der?“ Der benevolente Sexist wurde tatsächlich
sehr positiv eingeschätzt. Das ist allerdings gefähr-
lich, denn gleichzeitig finden wir auch, dass ge-
rade diese wohlwollend sexistischen Haltungen
und Äußerungen oft dramatisch negative Effekte
haben. In manchen Studien hat sich z. B. gezeigt,
dass Frauen in einer Leistungssituation, wo ein
männlicher Testleiter eher wohlwollende Bemer-
kungen machte – z. B. dass er ihnen vielleicht ein
bisschen mehr Zeit geben würde, weil sie Frauen
seien –, im Vergleich zu anderen Frauen in ande-
ren Versuchsbedingungen, wo eher unmittelbar
negative Bemerkungen vom Testleiter kamen,
schlechter abschnitten. Der Grund dafür ist an-
scheinend, dass sie sich dann doch mehr mit die-
ser wohlwollend sexistischen Bemerkung beschäf-
tigten, davon stärker abgelenkt waren, teilweise
davon auch demotiviert waren.
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Nach unseren eigenen Studien wird der feindse-
lige Sexismus unterschiedlichen Frauen gegen-
über geäußert. Der wohlwollende Sexismus ist re-
serviert für Frauen, die einem traditionellen Frau-
enbild entsprechen. Sobald sie das aber verlassen,
trifft sie dann doch die ganze Härte des feindseli-
gen Sexismus. Es ist auch nicht so, dass verschie-
dene Personen der einen oder anderen Art des Se-
xismus anhängen, sondern dass das auch zusam-
men geht. Die beiden sind bei einer Person oft
gleichzeitig hoch ausgeprägt und niedrig ausge-
prägt. Es ist also nicht so, dass die einen benevo-
lent und die anderen feindselig sexistisch sind.

In einer unserer Studien haben vor allem benevo-
lente Sexisten – und zwar Personen mit hoher
Ausprägung, was man auf einer Skala messen
kann –, einem Opfer einer Vergewaltigung durch
einen Bekannten eine größere Mitschuld zuge-
schrieben, wenn es sich im Vorfeld nicht dem tra-
ditionellen Rollenbild entsprechend verhalten
hat, also z. B. den Mann von sich aus zu sich nach
Hause einlud.

Prof. Dr. Sabine Sczesny (Universität Bern): Viel-
leicht kann ich noch kurz hinzufügen, dass wir
auch gegenüber Männern von hostilem und feind-
seligem Sexismus sprechen. Ich denke, das ist si-
cherlich ein Gebiet, in dem zukünftig noch mehr
Forschung stattfinden wird, weil sich gerade Se-
xismus und geschlechtsstereotypische Rollensozi-
alisation als verantwortlich dafür erwiesen haben,
dass auch Männer gravierende Probleme haben
können. Wir sprechen von vermeidbaren Todes-
fällen insbesondere im jungen Erwachsenenalter.
Es sterben deutlich mehr junge Männer im Alter
zwischen achtzehn und Mitte zwanzig und dann
wieder im höheren Alter. Dies wird auf einen be-
stimmten Druck, einer männlichen Geschlechts-
rollennorm entsprechen zu müssen, zurückge-
führt, z. B. Beschwerden nicht zu äußern, weniger
Arztbesuche, riskantes Verhalten. Dies führt zu ei-
ner erhöhten Sterblichkeit als ein Beispiel für Se-
xismus gegenüber Männern.

Abg. Sylvia Pantel (CDU/CSU): Warum halten Sie
den Abbau von Rollenklischees für die Entwick-
lung von Kindern für wichtig? Wie sehen erfolg-

reiche Maßnahmen zum Abbau in Bildungsberei-
chen aus?

Prof. Dr. Sabine Sczesny (Universität Bern): Wir
können ja der Bevölkerung nicht sagen, wie sie ihr
Leben zu gestalten hat. Aber ich denke, in einer
modernen Gesellschaft, die sich auch der Charta
der Menschenrechte verpflichtet sieht, müssen In-
dividuen in dieser Gesellschaft ihre Interessen
und Talente entwickeln können und die Rahmen-
bedingungen es ermöglichen, einen bestimmten
Lebensentwurf zu verwirklichen. Dieser kann da-
rin bestehen, dass ich Frau bin und Hausfrau und
Mutter werden möchte, es kann aber auch sein,
dass ich Mann bin und Hausmann werden
möchte. Die Heterogenität oder die Diversität der
verschiedenen Lebensplanungen wären zu entwi-
ckeln. Dies ermöglicht es einer Gesellschaft aufzu-
zeigen und zu kommunizieren, welche Vorteile
sich für die gesamte Gesellschaft ergeben, wenn
Rollenklischees abgebaut werden.

Unsere moderne Gesellschaft ist in Bewegung. Ein
Bereich, der zunehmend von Bedeutung sein
wird, ist beispielsweise der ganze „Care“-Bereich.
Im Moment sehen wir, dass nur wenige Männer in
diesen Bereich gehen, zum Teil weil diese Stellen
schlecht bezahlt sind, zum Teil weil Männer auch
ein nichtkonformes Verhalten zeigen und als Indi-
viduen ganz stark gegen Vorurteile und Stereotype
angehen müssten. Deshalb ist es wichtig, da
komme ich gleich zu Ihrer zweiten Frage, mög-
lichst früh schon in der Schule und in verschiede-
nen anderen Bereichen aufzuzeigen, welche Mög-
lichkeiten Individuen unabhängig von diesen Ge-
schlechtsstereotypen haben. Da gibt es mittler-
weile – das ist ja auch mein Fazit in der Stellung-
nahme – für die Bundesrepublik und auch euro-
paweit relativ viele Maßnahmenkataloge und Vor-
schläge, die schon umgesetzt werden. Ich denke,
es wäre gut, dies zu koordinieren. Auch ein Moni-
toring ist erwünscht. Es wäre gut zu schauen, was
wir denn schon haben und wo es an der Umset-
zung hakt. Aus der Präventions- und Interven-
tionsforschung weiß man, dass eine Umsetzung
wissenschaftlich begleitet werden sollte, damit
man sehen kann, ob es beispielsweise uner-
wünschte Nebenwirkungen gibt oder man macht
eine Testintervention und kann dann feststellen,
ob es wirklich funktioniert oder ob man hinterher
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möglicherweise ein größeres Problem hat. Das wä-
ren solche Maßnahmen. Die bayerische Wirtschaft
hat ein Aktionsprogramm und einen großen Maß-
nahmenkatalog vorgeschlagen. Auf dessen Details
mag ich nicht eingehen, aber es ist ganz interes-
sant, auf welchen Ebenen im Bildungs- und Erzie-
hungssektor schon angesetzt wird. Dies müsste
man noch verstärken.

Abg. Christina Schwarzer (CDU/CSU): Ich habe
noch einmal eine Frage an Frau Professorin
Sczesny. Erläutern Sie doch bitte einmal den Un-
terschied zwischen kulturellem Sexismus und in-
stitutionellen Sexismus.

Prof. Dr. Sabine Sczesny (Universität Bern): Indi-
vidueller Sexismus, das sind persönliche Einstel-
lungen, die Individuen haben. Das war die Ant-
wort, die auch Herr Professor Bohner gegeben hat.
Das heißt, ich habe eine persönliche Haltung, die
entweder hostil oder benevolent ist. Die wirkt sich
in meinem Verhalten im Alltag und auf Entschei-
dungen aus, die ich anderen gegenüber treffe.

Der strukturelle Sexismus wäre etwas, was wir
jetzt nicht mehr haben. Ich möchte Ihnen hierfür
ein Beispiel geben, das vielleicht ein Grund ist,
warum ich mich intensiv mit Geschlechterfor-
schung beschäftige: Als ich in der Grundschule
war, habe ich gehört, das war 1973, dass Frauen
nur berufstätig werden dürfen, wenn sie eine
schriftliche Erlaubnis von ihrem Ehemann haben.
Das hat mich wirklich fasziniert. Ich glaube, da
war ich neun oder zehn Jahre alt. Das ist wirklich
ein deutliches Beispiel für strukturellen Sexis-
mus. Um noch einmal auf Ihre Frage zurückzu-
kommen: Ich glaube, wir haben in den letzten
vierzig/fünfzig Jahren in diesem Bereich wirklich
sehr viel getan und es gibt hier Experten am
Tisch, die über diesen strukturellen Sexismus si-
cherlich noch mehr Details liefern können. Es
handelt sich also um eine Struktur, die gegen die
Gleichstellung arbeitet.

Abg. Christina Schwarzer (CDU/CSU): Vielleicht
habe ich ein wenig undeutlich gesprochen. Ich
hatte nach dem Unterschied zwischen kulturellem
und institutionellem Sexismus gefragt.

Prof. Dr. Sabine Sczesny (Universität Bern): Insti-
tutioneller Sexismus war das, was ich eben ge-
schildert hatte, z. B. dass Frauen ohne Zustim-
mung ihres Mannes nicht berufstätig sein durften
oder auch nicht als Automechanikerin anfangen
können, weil es keine Toilette für Frauen gibt. Es
gibt hier alle möglichen Ebenen. Beim kulturellen
Sexismus stehen, auch das haben wir schon ge-
hört, die Kulturunterschiede in verschiedenen
Ländern im Mittelpunkt. Meinten Sie das? Laut
Eurobarometer liegt Deutschland hier im Durch-
schnitt. Es gibt Länder in Lateinamerika, wo die-
ser viel ausgeprägter ist, wenn Sie etwa an die Ma-
chismo-Kulturen denken. Es gibt aber natürlich
auch Länder wie Schweden, die beim Abbau hier
deutlich weiter sind. Nur sollte man nicht den-
ken, dass sich das Thema in Schweden erledigt
hat, auch da finden wir Formen von Sexismus im
Alltag, nur andere. Sie verändern sich mit dem,
was man erreicht hat. Es entstehen vielleicht an-
dere Problemlagen aber vieles kann gelöst werden.

Abg. Sylvia Pantel (CDU/CSU): Ich habe zwei Fra-
gen an Frau Sczesny und an Frau Dr. Oertelt-Prigi-
one. Viele sagen ja, dass es eine riesen Errungen-
schaft war, dass wir Koedukation an Schulen ha-
ben. Allerdings hatten wir jetzt auch wieder ver-
mehrt wissenschaftliche Studien, etwa die OECD-
Studie, die darauf hingewiesen haben, dass es
auch von Vorteil sein könnte, wenn man in be-
stimmten Bereichen und auch Schulfächern Jun-
gen und Mädchen trennen würde und wenn man
sich für unterschiedliche Unterrichtsinhalte und
unterschiedliche Herangehensweisen entscheiden
würde. Was halten Sie davon? Abgesehen davon,
dass es eine Frage von Gerechtigkeit ist, dass alle
Menschen ein Recht auf freie Persönlichkeitsent-
faltung haben, beschreiben Sie bitte die volkswirt-
schaftlichen oder anderen Schäden für eine Ge-
sellschaft, wenn Menschen auf Grund des Ge-
schlechts benachteiligt oder herabgewürdigt wer-
den.

Prof. Dr. Sabine Sczesny (Universität Bern): Über
das Thema „Koedukation“ kann man sich sicher-
lich lange streiten. Dazu gibt es auch viele Stu-
dien. Mein Stand der Dinge ist, dass getrennter
Unterricht vielleicht in bestimmten Bereichen un-
ter bestimmten Umständen vorteilhaft sein kann.
Aber wenn man in einer Gesellschaft anfangen
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muss, wieder ernsthaft über Koedukation nachzu-
denken, ist, würde ich sagen, vorher schon eine
ganze Menge schief gegangen. Das sehe ich im
Moment in der Schweiz, aus der ich komme, wo
relativ viel zu Beginn im Kindergartenalter etc.
nicht stattfindet. Dann kann es vielleicht sinnvoll
sein.

Ich glaube nicht, dass das eine Lösung ist, weil
man mittlerweile auch die Vorteile sieht, die Mäd-
chen haben. In der Schule machen sie mehr hö-
here Schulabschlüsse etc. Ich sehe da keine Be-
nachteiligung von Mädchen. Vielleicht kommen
wir dahin, dass Jungen eine bestimmte andere
Herangehensweise benötigen. Ich würde immer
gemeinsam unterrichten.

Zu den volkswirtschaftlichen Schäden: Wir sehen
sie in dem Moment, wenn sich Frauen nicht so
entwickeln, wenn sie keinen Beruf haben, mit
dem sie sich selbst ernähren können, wenn sie
Kinder haben und im besonders schwierigen Fall
dann alleinerziehend sind. Diese volkswirtschaft-
lichen Schäden entstehen, wenn Frauen in Folge
einer geschlechtstypischen Sozialisation wirt-
schaftlich nicht zurechtkommen. Ein großer Scha-
den ist es auch, wenn das Potential der Indivi-
duen nicht wirklich richtig ausgeschöpft werden
kann. Ich denke z. B. an Männer, die sich sehr gut
als Kindergärtner oder auch als Pflegekräfte eig-
nen würden, und ich denke auch an Frauen, die
nicht in die sogenannten MINT-Fächer gehen, ob-
wohl sie dort z. B. hervorragende Ingenieursarbeit
leisten könnten.

Dr. med. Sabine Oertelt-Prigione (Leiterin des
Forschungsprojekts Watch-Protect-Prevent): Die
Frage geht zum Teil ein bisschen an meinen Kom-
petenzen vorbei, weil ich aus dem Bereich der
Medizin komme. Aber sicherlich kann ich doch
ein wenig im Hinblick auf das Curriculum dazu
beitragen. Aus der Perspektive der universitären
Lehre und der Medizin können wir sagen, dass
Gender-Aspekte sehr relevant und lange ignoriert
worden sind. Das hat zum Teil leider auch tödli-
che Konsequenzen gehabt. Dementsprechend
kann ich hier nur sagen, für uns war der Ansatz,
nicht irgendwelche Trennungen und Spezifizie-
rungen, sondern vielmehr das Ganze strukturell

zu verankern, zu einer Grundlage für alle Studie-
renden zu machen und nicht selektiv vorzugehen,
sondern es einfach in die Normalität aufzuneh-
men.

Zur Frage nach der Kita- und Grundschulerzie-
hung und zur Frage nach den volkswirtschaftli-
chen Schäden kann ich als Expertin leider nicht
so viel beitragen. Ich kann vielleicht einiges zu
den medizinischen und arbeitstechnischen Konse-
quenzen aus der Perspektive unserer Studie, dem
Watch-Protect-Prevent-Projekt, das wir in der Cha-
rité gemacht haben, sagen. Es ging dabei um die
Konsequenzen und die Prävention sexueller Be-
lästigung am Arbeitsplatz. Wir haben dabei auch
eruiert, was es eigentlich für Konsequenzen hat
und was es bedeutet. Wir wissen, dass die ver-
schiedensten Formen der Diskriminierung und
der Belästigung auch medizinische Konsequenzen
haben, die uns natürlich sehr interessieren, aber
auch arbeitstechnische und arbeitsrechtliche Kon-
sequenzen, die letztendlich Individuen auf allen
Ebenen betreffen, Männer wie Frauen, wenngleich
Frauen viel häufiger als Männer. Hier müssen wir
auf den verschiedensten Ebenen in der Prävention
intervenieren, nicht nur auf der volkswirtschaftli-
chen Ebene, sondern auch im medizinischen und
arbeitstechnischen Bereich.

Abg. Christina Schwarzer (CDU/CSU): Ich
schließe mich meiner Vorrednerin an. Ziel dieser
Anhörung ist es natürlich auch, die negativen
Auswirkungen von Sexismus und Strukturen zu
erkennen und die Gesellschaft darauf aufmerksam
zu machen. Ich merke in Gesprächen mit Bürgern,
dass sie zunehmend von diesem Thema genervt
sind. Deswegen frage ich Herrn Professor Bohner
und Frau Professorin Sczesny: Woran liegt das
und wie schätzen Sie diese Situation ein?

Prof. Dr. Gerd Bohner (Universität Bielefeld): Wo-
ran liegt das? Ja, für mich ist es manchmal immer
noch erstaunlich. Sie haben vielleicht mitbekom-
men, dass es ein Teil meiner Stellungnahme auf
die Titelseite der „Bild“ am Donnerstag gebracht
hat, wo es um die erzieherische Forderung „Nur Ja
heißt Ja!“ ging. Schon diese Darstellung scheint zu
nerven und zu weit zu gehen. Die Hass-Mails
noch am selben Tag blieben auch nicht aus. Sie
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kamen von Leuten, die sich damit ganz und gar
nicht anfreunden konnten, obwohl ich denke,
dass es im Prinzip eine völlig unproblematische
Forderung ist, einvernehmliche Sexualität zu for-
dern.

Warum nervt das? Das hat mit dem zu tun, was
ich vorhin als modernen Sexismus beschrieben
habe. Die Erscheinungsformen von Sexismus ha-
ben sich gewandelt. Es wird nicht mehr gesagt, es
gibt erkennbare Unterschiede zwischen Frauen
und Männern, sondern es gibt zunehmend eine
gewisse negative Haltung, die darin besteht, dass
man sagt, es passiert da viel zu viel, die Thematik
wird übertrieben und überbetont. Möglicherweise
fühlen sich auch bestimmte Gruppen in der Ge-
sellschaft – aus welchen Gründen auch immer –
benachteiligt, nicht mitgenommen und es entsteht
so eine Art Konkurrenz, dass man sagt: Warum be-
schäftigen die sich jetzt schon wieder mit dem
Verhältnis von Männern und Frauen? Warum för-
dern sie nicht Leute, die seit sehr vielen Jahren im
Hartz IV-Bezug sind? Warum ist das Geschlecht so
relevant?

Wir müssen auch aufpassen, dass nicht unter-
schiedliche benachteiligte Gruppen, denen es an
Anerkennung in der Gesellschaft mangelt, durch
die Betonung ganz bestimmter Themen – unwil-
lentlich oder gar nicht intendiert – gegeneinander
ausgespielt werden. So könnte ich es mir erklären,
obwohl ich jetzt ein wenig mehr als betroffener
Bürger und weniger als Wissenschaftler spreche,
weil ich mich mit der Thematik auch noch nicht
so detailliert auseinandergesetzt habe.

Prof. Dr. Sabine Sczesny (Universität Bern): Ich
würde mich dem voll und ganz anschließen. Ich
denke auch, dass es teilweise Ausdruck von Se-
xismus sein kann, wenn man sagt, das machen
wir nicht. Ich weiß jetzt nicht, ob es das für Sexis-
mus gibt, aber es gibt den symbolischen Rassis-
mus, bei dem man sagt, „ich habe nichts gegen
Schwarze, die können auch gerne das…“, aber
man wendet sich praktisch gegen Maßnahmen,
die dieser Gruppe dienlich sind oder irgendwie
unterstützend sein können. Ich glaube, dass es
beim Abbau von Sexismus ganz wichtig ist, wie
Herr Bohner gesagt hat, dass man nicht Gruppen

gegeneinander ausspielt, sondern dass man eher
signalisiert, dass das eine Gemeinschaftsaufgabe
ist, dass das etwas ist, was der ganzen Gesellschaft
nutzen kann; wichtig ist zu kommunizieren, wenn
man Maßnahmen ergreift und nicht sagt, „ja, da
gibt es diese spezielle Gruppe, die fordert und
jetzt kriegt sie“, sondern dass man sagt, „das ist
die Norm, das ist von der Bevölkerung ge-
wünscht“ – wie es auch im Europabarometer fest-
gestellt wurde –, die Gesellschaft möchte gemein-
sam in diese Richtung gehen. Wenn man Maßnah-
men ergreift, dann kommt man auch mit diesen
Argumenten und sagt, „das ist unsere Aufgabe.
Wir haben alle Gewinn davon, wenn wir das um-
setzen.

Abg. Sylvia Pantel (CDU/CSU): Frau Dr. Schmie-
del, Sie reden von Mädchen, die immer früher
Essstörungen haben, von Jungs, die mehr Alkohol
trinken. Dann haben wir auch das Phänomen –
also das ist die letzte Studie, die mir bekannt ist –,
dass Mädchen mittlerweile auch früher gewaltbe-
reiter werden, auch rauchen, auch früher Alkohol
konsumieren – Sie stellen das in den direkten Be-
zug zu einer sexualisierten Erziehung, oder habe
ich Sie da falsch verstanden? Wie würden Sie
dem entgegenwirken, haben Sie eine Vorstellung,
warum das so ist und warum bei Mädchen gerade
auch die Essstörungen immer früher beginnen?
Auch das Phänomen von Borderline betrifft ja
eher Mädchen, Jungs kommen auch immer mehr
dazu. Woher, glauben Sie, kommt dieser Trend?

Dr. Stevie Meriel Schmiedel (Geschäftsführerin
Pinkstinks Germany e.V.): Ich glaube, Sie haben
mich missverstanden. Ich meinte nicht die Sexua-
lisierung, sondern das Gender-Marketing generell,
d. h. Sexismus. Sexismus kann auch ein rosa
Spielzeugcomputer mit 25 Funktionen sein und
der blaue Spielzeugcomputer hat 50 Funktionen,
also dass –was Herr Bohner schon angedeutet hat
– Mädchen nichts zugetraut wird. Es ist ganz klar,
dass Mädchen eher Essstörungen und Jungs eher
Spielsucht und Alkoholsucht haben, also mehr
eine Unfähigkeit, ins soziale Verhalten hineinzu-
gehen und ihre Bedürfnisse zu artikulieren. Bei
Mädchen ist es eher das Problem, dass sie bei an-
deren die Bedürfnisse sehen und diese erfüllen
wollen und das Gefühl haben, sie seien nicht rich-
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tig. Das geht oft in Aggressionen über, die nach in-
nen gerichtet sind, während Jungs eher nach au-
ßen aggressiv sind, weil sie nicht wissen, wie sie
mit dieser Unfähigkeit umgehen sollen. Wenn Sie
fragen, was man dagegen tun kann - wir gehen, ge-
fördert vom Bundesfamilienministerium, mit dem
Theaterstück „David und sein rosa Pony“ an
Schulen. Das geht von Vorschule bis zur dritten
Klasse. Da spielen wir für die kleinen Kinder ein
Theaterstück, in dem David am Spielzeugtag sein
rosa Pony mitbringt und gemobbt wird. Das ist
nämlich absolute Realität an allen Schulen. Das
meistgebrauchte Schimpfwort auf deutschen
Schulhöfen ist entweder „Schwuchtel“ oder
„Schlampe“. Kinder lernen dadurch, dass das kul-
turell bedingt ist, und dass ein kleiner Junge na-
türlich mit einem rosa Pony spielen kann, ohne
dass dabei irgendetwas passiert, dass er das viel-
leicht auch braucht, dass er sich vielleicht Zärt-
lichkeit – seine Portion Oxytocin – holen will,
von dem wir alle wissen, dass es für Kinder ein-
fach notwendig ist. Dafür gibt es dieses Theater-
stück. Genau wie Frau Sczesny schon angemerkt
hat, versuchen wir alle mitzunehmen, indem die
Eltern mit einem Elternbrief in der Mappe erreicht
werden, die zum Stück mitgegeben wird, um zu
sagen, dass es hier nicht um die Genderideologie
geht – wir wollen ihre Kinder nicht umerziehen,
wir sind nicht die Bösen, die alles gleichmachen
wollen –, sondern wir nennen diese Studien und
versuchen, den Eltern ganz niedrigschwellig zu
erklären, dass wir dieses Angebot machen, damit
Kinder schon sehr früh merken, dass alles für sie
offen ist. Gerade da ist dieses Theaterstück ein
Angebot. Zwei Wochen lang bekommen sie Aufga-
ben im Bereich Kunst und Theater. Die Lehrerin-
nen sind dafür sehr dankbar und wir erhalten ein
unglaubliches Feedback. Das ist ein Programm,
das bundesweit genutzt wird, um schon sehr früh
mit den Kindern über Gender-Marketing und Ste-
reotypen zu sprechen.

Abg. Sylvia Pantel (CDU/CSU): Widersprechen
nicht die schulischen Ergebnisse von Mädchen
und Frauen, die wesentlich besser sind als die
von den Jungs, dass dieses ganze Marketing –
selbst wenn meinetwegen das Fahrrad nur einen
3-Gang hat – unsere Mädchen nicht aufhalten
kann?

Dr. Stevie Meriel Schmiedel (Geschäftsführerin
Pinkstinks Germany e.V.): Doch. Die OECD-Studie
sagt ganz klar, dass die Mädchen zwar gleich gut
sind, sich aber nicht gleich gut fühlen. Das heißt,
sie fangen vielleicht das Studium an, aber sie bre-
chen es eher ab, und nachher, zum Schluss des
Studiums bleiben nur soundso viel übrig, die
wirklich in den MINT-Bereichen Professorinnen
werden oder wirklich in die Berufe gehen – bei
DESY (Deutsches Elektronen-Synchrotron, Anm.
d. Red.) bei uns in Hamburg oder anderswo. Das
heißt, sie trauen sich nichts zu. Dazu kommt gene-
rell das Gefühl, eher durch Äußerlichkeiten etwas
wert zu sein, sich verschönern zu müssen. Es sind
andere Prioritäten, die gesetzt werden. Genau das
sind die Prioritäten, die früh zu Essstörungen, zu
einem autoaggressiven Verhalten führen, während
Männer eher mit der Faust auf den Tisch hauen
und ihr Gehalt verhandeln. Das ist auf dem Spiel-
zeugmarkt eine Prinzessin Lillifee, die niedlich
ist, die süß ist, die sich um ihre Tierchen küm-
mert, und das ist ein Käpt’n Sharky, der seinen
Tieren Anweisungen gibt und sagt: „Mensch, das
machen wir jetzt.“ Das fängt im Gender-Marketing
schon ganz früh an. Das kommt natürlich aus ei-
ner Wirtschaft heraus, die die Unsicherheiten in
der jetzt vorrangigen Elterngeneration aufnimmt.
Diese kommt in eine Situation hinein – es hat sich
in 40 Jahren viel verändert –, aber wir haben ge-
rade einen starken Backlash, weil die Veränderun-
gen, die gekommen sind, auch zu sehr viel Unsi-
cherheit geführt haben. Diese Eltern sind die Kon-
sumenten von heute, die in dieses Gender-Marke-
ting investieren. Gerade deshalb müssen wir un-
bedingt an die Jugend heran, um sie mitzunehmen
in den nächsten Schritt hinein, damit die letzten
40 Jahre nicht umsonst waren, damit wir jetzt
nicht wieder in alte Dinge zurückfallen, in gerade
solche Dinge, die auch die Gendergesundheit be-
treffen. Gerade im Bereich von Essstörungen für
Mädchen, Spielsucht und Depression für Männer,
sehen wir große Schwierigkeiten. Das hat, wie ge-
sagt, auch mit diesem starken Sexismus auf dem
Spielzeugmarkt zu tun.

Der Vorsitzende: Bevor wir zum Fragerecht der
SPD-Fraktion kommen, vielleicht noch eine An-
merkung. Der Grieche sagt „Panta rhei“, alles ist
in Bewegung. Es hat sich in den letzten Jahrzehn-
ten sicher vieles verändert. Ich glaube, diese Ver-
änderung wird auch gerade in diesem Bereich in
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den nächsten Jahrzehnten ein Stück weit weiter-
gehen. Für die Kollegen der SPD ist mir Frau Kol-
legin Dr. Dorothee Schlegel gemeldet.

Abg. Dr. Dorothee Schlegel (SPD): Ich möchte zu-
nächst der Fraktion DIE LINKE dafür danken, dass
sie diesen Antrag geschrieben hat bzw. dass wir
uns mit dem Thema „Sexismus die Rote Karte zei-
gen“ so auseinandersetzen. Ich denke, dass das
Thema mehr als aktuell ist, dass es sich ausgewei-
tet hat. Das Internet spielt sicher auch eine große
Rolle. Auch, dass wir nicht nur eine Sexismusde-
batte zum Thema Geschlechter – Männer und
Frauen – zu führen haben, die subtilen Formen
sind ja auch angesprochen worden. Ich denke, das
ist ein weit größeres Thema geworden. Es gibt
viele Mythen, über die wir ja auch in der Zwi-
schenzeit vieles gehört haben. Ich möchte Frau
Freudenberg in einer ersten Frage daraufhin befra-
gen, wie Sie den Begriff Sexismus für sich definie-
ren und auch die B-Frage dazu, ob sich dieser Be-
griff tatsächlich in unserer Rechtsprechung wider-
spiegelt und ob es wichtig wäre, diesen Begriff o-
der diese Definition noch weiterzuführen oder
weiter zu dehnen.

Dagmar Freudenberg (Deutscher Juristinnen-
bund e. V.): Nun bin ich keine Wissenschaftlerin,
sondern Praktikerin, wie Sie wissen, und komme
aus dem juristischen, insbesondere dem straf-
rechtlichen Bereich. Da ist der Begriff Sexismus,
wie er hier bisher diskutiert worden ist, in dieser
Form nicht so geläufig, wenn ich das mal vorsich-
tig anmerken darf. In dem Antrag ist ja auch von
sexualisierter Gewalt und von sexistischer Gewalt
oder sexistischen Verhaltensweisen die Rede. Das
ist etwas, was in der Justiz eher vertraut ist und
mit “Sex“ in der Tat auch in Verbindung gebracht
wird. Deswegen ist es etwas schwierig, wenn hier
von Sexismus die Rede ist, in der Justiz dafür die
Ohren und die Augen zu öffnen – fürchte ich. Ich
denke, der Begriff Sexismus – ich kenne diesen
Begriff durchaus, auch aus der Wissenschaft und
aus der Genderforschung –, ist eine Begrifflich-
keit, die in der Justiz nicht so verbreitet ist. In der
Rechtsprechung ist es so, dass wir im strafrechtli-
chen Bereich, also was Straftaten betrifft, den Be-
griff Sexismus überhaupt nicht finden. Dort fin-
den wir andere Begriffe wie „sexualisierte Hand-

lung“ und nach dem neuen Recht „sexuelle Hand-
lung“. Das hat aber mit dem Sexismus, wie er hier
bisher diskutiert worden ist, nichts zu tun. Wenn
man Sexismus in dieser Form in den Entschei-
dungen der Gerichte sucht, dann findet man ihn
im Bereich des Arbeitsrechts. Dort wird er so ge-
braucht wie allgemein üblich, nämlich als Be-
nachteiligung eines Geschlechts aufgrund des Ge-
schlechts; weitergehende Auseinandersetzungen
mit dieser Begrifflichkeit habe ich in der Recht-
sprechung nicht gefunden. Ich denke, wenn man
das für die Justiz handhabbar machen will, dann
wird man erheblich in Fortbildung und Ausbil-
dung investieren müssen.

Abg. Petra Crone (SPD): Frau Lüders, ich habe
eine Frage an Sie. Sexismus ist für viele Frauen ja
so eine Art Alltagsphänomen. Spiegelt sich das
auch in den Beschwerden, die bei Ihnen bei der
Antidiskriminierungsstelle eingehen, wider?

Christine Lüders (Leiterin der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes): Ja, das spiegelt sich bei
uns durchaus wider. Ich muss dazu sagen, dass
dies arbeitsrechtlich und im Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz auch juristisch klar geregelt
ist. Dort ist ganz klar gesagt, wenn die Handlung
unerwünscht ist – Sie hatten es ja schon erwähnt
–, dann ist das eine unerwünschte Handlung, und
die Frau kann selbst entscheiden, wann etwas un-
erwünscht ist. Ich glaube, es ist ganz wichtig, hier
auch einmal deutlich zu machen, dass es im All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetz im Gegensatz
zum Strafrecht anders geregelt ist. Die meisten
Frauen, das haben wir auch in unserer Umfrage
gesehen, glauben, dass sexualisierte Belästigung
erst in dem Moment anfängt, in dem man berührt
wird, in dem es in Gewalt übergeht. Hier geht es
um ganz andere Dinge. Hier geht es um Belästi-
gungen wie beispielsweise das Senden von Porno-
bildern oder es geht um Belästigung, die uns Men-
schen immer wieder zutragen: Beispielsweise ein
Arzt, der jetzt eine neue Angestellte hat, die er
abends bittet, sich freizumachen, damit er an ihr
Massagen ausprobieren kann. Also das gibt es
wirklich. Bei den Beispielen, die ich hier habe,
glaubt man, dass es das eigentlich nicht mehr gibt,
aber das gibt es. Ein Vorgesetzter, der seiner weib-
lichen Vorzimmerkraft sagt, Videos und Nacktfo-
tos gehörten dazu. Eine Tankstellenangestellte,
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die wiederholt von ihrem Kollegen auf den Hin-
tern gefasst wird und von hinten dann mit dem
Handy gefilmt wird; eine Mitarbeiterin, die in der
Medienbranche frisch angestellt wird und von ih-
rem Geschäftsführer gefragt wird, was sie bereit
sei zu tun, um beruflich weiterzukommen, sie
wisse das schon genau. Es gibt immer noch die
obskursten Geschichten, die wir erzählen könn-
ten. Ich muss gleich dazu sagen, dass die Dunkel-
ziffer hoch ist, weil sich – glaube ich – nicht jeder
traut, so eine Belästigung bei uns bekanntzugeben.
Das Fatale an dieser Sache ist, jetzt bin ich wieder
beim juristischen Bereich, dass wenn sich z. B.
ein Vater bei uns meldet und sagt, seine Tochter
werde wiederholt vom Chef eingeladen, der
möchte das unbedingt, und die Tochter möchte es
nicht, sie werde krank, sie gehe nicht mehr gerne
zur Arbeit, dann muss ich dem Vater sagen: ja, im
juristischen Sinne ist das eine sexualisierte Beläs-
tigung, nur, wir haben ein Problem – die Frist ist
verstrichen, bis er kommt. Wir haben hier sehr
kurze Fristen von zwei Monaten. Hier wird auch
nach dem Ökonomischen gefragt. Dazu muss man
sagen: Ja, das ist ein Verlust für unsere Gesell-
schaft. Wenn Frauen sexuell belästigt werden, zie-
hen sie sich zurück – und das hat etwas mit Wirt-
schaft und Ökonomie zu tun. Wir reden hier vom
Arbeitsplatz.

Abg. Birgit Kömpel (SPD): Ich habe eine Frage an
Frau Dr. Schmiedel. Wenn wir bestimmte Zeit-
schriften oder Zeitungen, Tageszeitungen öffnen,
dann haben wir ja immer diese komischen Bilder
von irgendwelchen Frauen, die irgendwie ideal
oder Vorbild sein sollen oder was auch immer. Ich
selbst habe eine 19-jährige Tochter. Als sie mit 14
Jahren anfing und sagte: „Oh, Mama, wir müssen
‚Germanys next Topmodel‘ gucken“, haben sich
mir die Nackenhaare aufgestellt. Ich habe mir
dann wirklich das Grauen angetan und habe das
mitgeschaut, um einfach erklärend daneben zu sit-
zen, denn junge Mädchen entwickeln ja auch so
ein Idealbild – was Sie, Frau Sczesny, gesagt ha-
ben –, das dann zu Magersucht führt etc. pp. Wel-
che Ideen hätten Sie, wie wir dem von der Politik
aus entgegentreten könnten. Gibt es da überhaupt
Möglichkeiten? Das würde mich mal interessie-
ren.

Dr. Stevie Meriel Schmiedel (Geschäftsführerin

Pinkstinks Germany e. V.): Ich kann Ihre Sorge to-
tal teilen. Es gibt da auch ganz klare Studien. Seit
es diese Sendung gibt hat sich das Körperbild von
Kindern noch einmal drastisch verschlechtert.
50 Prozent der elfjährigen Mädchen finden sich zu
dick, obwohl 80 Prozent normalgewichtig sind.

Übrigens schauen nahezu alle 16-Jährigen, ich
glaube 93 Prozent, Germanys next Topmodel.
53 Prozent davon wollen Heidi Klum als Mutter
haben, nur um Ihnen noch einmal richtig Angst
zu machen. Ja, Frau Kömpel, wir sehen da ganz
klar Handlungsbedarf. Wir haben schon versucht,
über die Landesmedienanstalt eine Petition schal-
ten und die Sendung auf 22.00 Uhr verlegen zu
lassen. Das war nicht möglich, das ist abgelehnt
worden. Wir wissen, dass – da haben Sie natür-
lich Recht - Germanys next Topmodel nur ein Teil
einer ganz perfiden Modebranche ist, die unseren
Kindern täglich entgegenspringt. Was bei Germa-
nys next Topmodel besonders schlimm ist, ist,
dass dieses Bild durch diese Art von Reality TV in
die Wohnzimmer der Mädchen springt und sie
sich mit jedem dieser Mädchen identifizieren kön-
nen, was sie mit dem Model auf dem Plakat nicht
unbedingt können. Wenn dort Mädchen in ihrem
Alter miteinander sprechen, dann können sie sich
direkt identifizieren und sind im Geschehen mit
drin. Wenn dann Heidi Klum kommt und den
sehr dünnen Mädchen noch sagt sie seien zu dick,
dann beziehen sie das direkt auf sich selbst, weil
sie gerne diese Mädchen wären.

Genau in dem Alter wenn sie anfangen, Germanys
next Topmodel zu schauen, gehen wir in die
Schulen mit einem Theaterstück für die 7. Klassen
und machen genau das Gleiche wie mit David und
seinem rosa Pony für die Kleinen. Wir spielen ein
Stück, in dem sich die Mädchen und die Jungs so-
fort mit dem Geschehen identifizieren können,
weil sie das Ganze von Facebook, Instagram und
vom Fernsehen kennen. Sie identifizieren sich
und kommen danach ins Gespräch. Das Tolle ist -
so viel zu Koedukation -, es sind Jungen und Mäd-
chen, die gemeinsam über das Thema sprechen
und sich nach einiger Zeit fragen, warum das
Ganze eigentlich funktioniert, weil im Gespräch
Mädchen und Jungen schnell darauf kommen,
„wieso, ich finde dich doch total hübsch, du
musst doch gar nicht abnehmen“. Wer macht
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diese Schönheitsvorgaben? Wer verdient daran?
Warum sind die so wahnsinnig übertrieben? Das
sind die Gespräche, die dann entstehen. Kranken-
kassen haben uns schon bescheinigt, dass das die
beste Präventionsarbeit ist, die es geben kann. Na-
türlich ist das persönliche Gespräch wichtig, denn
eine Magersucht besteht immer auch in einer Per-
son, die sehr sensibel ist, da sind noch andere
Themen, die geklärt werden müssen. Aber das Al-
lerwichtigste ist die Generierung von Wut. Wut
auf eine Gesellschaft die daran verdient, das Mäd-
chen überzogene Schönheitsideale vorgestellt
werden.

Wir haben meistens auch Infomaterial von Essstö-
rungsberatungszentren in der Nähe dabei, auch
wenn wir es bundesweit machen, das danach mit-
genommen werden kann. Und wir arbeiten gerade
an Vor- und Nachbereitungsmaterialien für das
Lehrpersonal.

Das ist ein Angebot. Wenn ich dann immer höre,
Bildung ist Ländersache, ist das in dem Fall wirk-
lich Quatsch, weil das Touren sind, die ministeri-
ell gefördert werden und bundesweit als Vorbild
gelten können. Unsere Theaterstücke sind übri-
gens schon z. B. vom Staatstheater Madrid oder
vom Schauspielhaus Hannover für die kinderpä-
dagogische Abteilung übernommen worden. Wir
gestalten Sie extra offen, so dass jeder sie über-
nehmen kann als Vorbildfunktion. Insofern sind
solche bundesweiten Touren natürlich Gold wert,
um auch die Länder zu motivieren was man über-
haupt machen kann.

Abg. Dr. Dorothee Schlegel (SPD): Herzlichen
Dank. Also, es sind immer wieder neue Welten.
Ich möchte zurückkommen auf die Justiz, und
zwar den Grundsatz “Nein heißt Nein“, der jetzt
hoffentlich nicht nur in der Bildzeitung auf
Platz 1 steht. Meine Frage an Frau Freudenberg
wäre: Sind Polizei und Justiz in diesem Bereich
tatsächlich nicht nur geschult, sondern dafür auch
sensibilisiert. Ich habe am Wochenende in der
Zeitung gelesen, dass z. B. im Bereich von Verge-
waltigungen die Freispruchquote übermäßig hoch
sei im Vergleich zu anderen Untersuchungsgefan-
genen, die dann wieder auf freien Fuß kommen.
Für mich stellt sich die Frage: Sind wir da auch in

den Ämtern bzw. in den jeweiligen Institutionen
genügend sensibilisiert und auf den Grundsatz
vorbereitet: Nein heißt Nein?

Dagmar Freudenberg (Deutscher Juristinnen-
bund e. V.): Schönen Dank, für die Frage Frau
Dr. Schlegel. Ich denke, die Juristinnen und Juris-
ten haben das mitverfolgt und die Änderungen im
Gesetz natürlich auch. Ob die Bedeutung dieser
Änderung, die Umsetzung des Menschenrechts
auf Würde des Menschen, die das Recht auf sexu-
elle Selbstbestimmung umfasst, ob das wirklich so
erfasst worden ist, da bin ich mir nicht sicher. Ich
möchte einfach sagen, wir haben in der EU-Opfer-
schutzrichtlinie auch den Hinweis, dass wir die
Justiz fortbilden sollen. Die Mitgliedsstaaten der
EU sind angewiesen, dafür Sorge zu tragen, dass
die Justiz entsprechend für derartige Fragen sensi-
bilisiert und fortgebildet wird.

Wir müssen in dem Bereich sicherlich noch eine
ganze Menge tun. Ich glaube, dass wir auch dar-
über nachdenken müssen, ob und wie wir die
Fortbildung für Richter und Richterinnen, Staats-
anwälte und Staatanwältinnen obligatorisch ma-
chen können. Derzeit ist das bisher, soweit mir be-
kannt, in einem Bundesland der Fall, nämlich in
Nordrhein Westfalen. Ich denke, man wird noch
einmal überprüfen müssen, ob das nicht auszu-
weiten ist.

Abg. Petra Crone (SPD): Frau Lüders, ich habe
noch eine Frage an Sie, und zwar sprechen Sie
sich in Ihrer Stellungnahme für ein echtes Ver-
bandsklagerecht aus. Ich würde gerne wissen, was
da aus Ihrer Sicht dafür spricht.

Christine Lüders (Leiterin der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes): Ich glaube, ich komme
gerade noch einmal zu meinem Beispiel zurück
oder zu vielen Beispielen von Frauen, die Benach-
teiligungen erfahren haben. Jeder von uns weiß,
was es bedeutet, gegen seinen Arbeitgeber vorzu-
gehen. Das ist ein ganz schwieriger und schwerer
Weg, noch dazu, wenn es im Rahmen des Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetzes geschieht. Da
ist die Beweislage oft sehr schwierig.
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In vielen anderen Bereichen gibt es das Verbands-
klagerecht bereits. Man hat sehr gute Erfahrungen
damit gemacht. Die Menschen sind nicht alleine
gelassen. Sie müssen sich vorstellen, dass manche
Klagen sehr lange dauern, teilweise fünf bis sechs
Jahre, es kann auch noch länger sein. Da muss
man durchhalten, in einem Arbeitsverhältnis in
dem man noch ist, ohne juristische Beratung. Man
muss das auch alles selbst finanziell tragen. Ich
halte ein Verbandsklagerecht für unabdingbar, ge-
rade in dieser sehr schwierigen Situation, egal ob
es sexualisierte Belästigungen oder andere Berei-
che betrifft. Wenn man da alleine kämpfen muss,
ist es sehr schwer. Deshalb ist es auch gut, wenn
wir Grundsatzurteile bekommen, um juristische
Klarstellungen zu haben, in dem einen oder ande-
ren Fall, weil das für die anderen wiederum gut
ist. Aber es trauen sich die wenigsten.

Abg. Dr. Dorothee Schlegel (SPD): Manchmal ist
Sprache etwas ganz Dankbares. Ich habe vorher
nicht ganz verstanden, ob Frau Oertelt-Prigione
tätlich oder tödlich gemeint hat. Ich fand es ganz
spannend. Manchmal kommt man dann ins Nach-
denken.

Meine Frage geht an Frau Troost. Mich interes-
siert, wo denn die kommunalen Spitzenverbände
weitere Entwicklungsmöglichkeiten in der Be-
kämpfung von Diskriminierung sehen. Ich komme
aus dem Stuttgarter Raum, da hat vor einem Jahr
so eine große Plakatierungsaktion stattgefunden,
um mal im öffentlichen Raum deutlich zu ma-
chen, wo Frauen diskriminiert werden.

Eine andere Möglichkeit war, Frau Dr. Schmiedel
hat vorhin schon darauf hingewiesen, dass Män-
ner eher auf den Tisch hauen, wenn es um Ge-
haltsverhandlungen geht. Wo sind insbesondere
in den Care-Berufen, wo die Kommunen häufig
Träger der Einrichtungen sind, die Möglichkeiten,
solche Stellen aufzuwerten, um nicht herauszufor-
dern, dass Frauen auf den Tisch hauen, und
dadurch Diskriminierungen vorzubeugen.

Jutta Troost (Vertreterin der Bundesvereinigung
der kommunalen Spitzenverbände): Wenn ich Sie
richtig verstanden habe, fragen Sie, wo noch Ver-
besserungsbedarf in den Care-Berufen besteht.

Was das Grundsätzliche betrifft: Die Landesgleich-
stellungsgesetze sagen schon sehr viel zur Gleich-
behandlung und Ungleichbehandlung.

Wir haben das Entgelttransparenzgesetz auf dem
Tisch liegen und auch Gelegenheit zur Stellung-
nahme gehabt. Da geht es darum, dass man auch
transparent machen möchte, wie die Bezahlungen
in den Kommunen sind. Ich denke, die Transpa-
renz im kommunalen Bereich ist schon relativ
groß. Vor allem geht es, das haben wir auch so ge-
sagt, um die Struktur, die letztendlich geändert
werden muss. Das ist eine Frage der Wertigkeit.
Wenn wir von Wertigkeiten sprechen, müssen wir
uns natürlich fragen, wie werden die einzelnen
Berufe eingruppiert? Um diese Frage zu beantwor-
ten, muss man zunächst evaluieren, wie die Struk-
turen sind, um sie danach entsprechend anzuglei-
chen.

Ich werde es mal ein bisschen anders fassen. Wir
haben immer das Problem mit Frauen in Füh-
rungspositionen. Das betrifft den gesamten Be-
reich, nicht nur die Care-Berufe. Wenn wir davon
sprechen, dass Frauen gleich bzw. besser bezahlt
werden sollen, um nicht später in die Armutsfalle
oder in die Grundsicherung zu fallen, müssen wir
natürlich sehen, dass wir auch gerade im Bereich
der Frauen in Führungspositionen etwas tun. Ich
weiß nicht, ob ich Ihre Frage damit beantwortet
habe. Vielleicht stellen Sie sie noch einmal etwas
deutlicher, vielleicht habe ich auch nicht ganz
richtig verstanden, was Sie genau meinten.

Abg. Dr. Dorothee Schlegel (SPD): In der Diskus-
sion ist ja noch einmal deutlich geworden, dass
viele Träger von kommunalen Einrichtungen z. B.
Frauen eher in Teilzeit oder befristet anstellen.
Sie könnten ja schwanger werden, das ist auch se-
xistisch. Meine Frage ist, wo kann man da vor Ort
gegensteuern z. B. in Verhandlungen oder Gesprä-
chen, damit es letztendlich aus den Köpfen der
Stadt- oder Gemeinderäte, die meistens zu ent-
scheiden haben, herauskommt und besser umge-
setzt wird. Wir haben vorher so viele Beispiele ge-
hört. Ich denke Sexismus fängt oft in kleinen
Strukturen an.
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Jutta Troost (Vertreterin der Bundesvereinigung
der kommunalen Spitzenverbände): Sie sagen, das
fängt im Kleinen an: Tatsache ist, dass auch die
Kommunen ein großes Interesse daran haben,
Frauen in die Lage zu versetzen, ihren Lebensun-
terhalt alleine sicherzustellen, ansonsten fallen sie
in die Grundsicherung. Das belastet natürlich
auch die Kommunen.

Was das Thema Teilzeit betrifft: Die Kommunen
sind, wenn es um Teilzeitbeschäftigung geht, sehr
flexibel. Das bedeutet, Frauen und auch Männer,
die in Teilzeit gehen wollen, können in Teilzeit
gehen. Was grundsätzlich wichtig wäre ist, dass es
dafür ein Rückkehrrecht gibt. Dass Beschäftigte
die Möglichkeiten haben, auch wieder in die Voll-
zeit zurückzugehen und damit auch wieder ein
auskömmliches Einkommen zu haben, um selbst-
ständig ihren Lebensunterhalt sicherstellen zu
können.

Der Vorsitzende: Vielen Dank, dann kommen wir
zum Fragerecht der Fraktion DIE LINKE. mit neun
Minuten. Zunächst Frau Kollegin Cornelia Möh-
ring.

Abg. Cornelia Möhring (DIE LINKE.): Ich würde
gerne, bevor ich meine ersten beiden Fragen an
Frau Nordmeyer richte, noch einmal kurz sagen,
dass wir als Linke diesen Antrag in den Bundestag
als Antwort auf die Kölner Ereignisse am Silves-
terabend eingebracht haben. Wir wollten damit
genau die Diskussion anregen, die wir hier heute
führen. Es geht darum, dass Sexismus sehr viele
Erscheinungsformen hat, auch in unserer deut-
schen Gesellschaft ein großes Problem ist und
keine Importware, über die wir hier reden. Wir
wollten auch eine Debatte darüber anstoßen, dass
Sexismus nicht nur zufällig in verschiedenen Be-
reichen entsteht, sondern auch einen inneren Zu-
sammenhang hat. Probleme mit inneren Zusam-
menhängen aber muss man in diesen inneren Zu-
sammenhängen bekämpfen.

Jetzt zu meinen beiden Fragen an Frau Nord-
meyer. Sie gehen in Ihrer Stellungnahme insbe-
sondere auf das Thema Gewalt gegen Frauen ein
und sagen, in der Sprache der Vereinten Nationen
werde sogar von einer Pandemie gesprochen. Wo

sehen Sie die Ursachen dafür und für das Prob-
lem, dass häufig gerade Frauen, die von häusli-
cher Gewalt betroffen sind, so große Hürden zu
überwinden haben, um sich daraus zu befreien.
Haben Sie Vorschläge, was von staatlicher Seite
getan werden könnte?

Meine zweite Frage: Sie sind auch aktives Mit-
glied der CEDAW-Allianz. Ich würde gerne von
Ihnen noch einmal hören, inwieweit Sie meinen,
dass sich die Forderungen aus unserem Antrag in
die Zielsetzung von CEDAW einfügen lassen und
wo Sie zentrale Defizite in der Umsetzung des
CEDAW-Übereinkommens sehen?

Meine zweite Frage: Sie sind ja auch aktives Mit-
glied der CEDAW-Allianz und ich würde gerne
von Ihnen hören, inwieweit Sie meinen, dass sich
die Forderung aus unserem Antrag in die Zielset-
zung von CEDAW einfügt, und wo Sie zentrale
Defizite in der Umsetzung des CEDAW-Überein-
kommens sehen.

Karin Nordmeyer: Es ist evident, warum die Ver-
einten Nationen von einer Pandemie sprechen,
wenn es um Gewalt gegen Frauen geht. Wir kom-
men gerade zurück von der Frauenrechtskommis-
sion der Vereinten Nationen und haben dort Zah-
len gehört über z. B. Femizide, also geschlechter-
bezogene, gender-basierte Gewalt, in mittel- und
südamerikanischen Staaten. Femizide gibt es auch
in jedem anderen Land dieser Welt, das heißt, Tö-
tungen von Frauen und Mädchen, nur weil sie
Frauen sind. Dass die Gewalt an Frauen nebenbei
noch ein volkswirtschaftliches Problem ist, ist da-
mit bewiesen. Es ist ein Teil unserer Gesellschaft,
der ganz klar auf der Nichtachtung der Würde des
anderen Geschlechtes, in diesem Fall des weibli-
chen Geschlechtes, beruht. Die Tatsache, dass wir
in unseren Gesellschaften – und zwar in allen
Ländern dieser Welt – noch nicht klar gekriegt ha-
ben, was wir eigentlich nach der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte aus dem Jahr 1948
alle beachten wollten, nämlich, dass beide Ge-
schlechter gleich wert sind. Das haben wir in un-
serem Grundgesetz wunderbar umgesetzt, de facto
ist es aber noch nicht erreicht.

Eines der großen Hindernisse, warum diese
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Gleichstellung noch nicht erreicht ist, ist in dieser
Gewalt, die speziell Frauen angetan wird, zu su-
chen. Der Sexismus, von dem wir sehr wohl wis-
sen, ist in unterschiedlichen Bereichen – wie Sie
soeben ganz richtig gesagt haben, Frau Möhring –
zu finden. Das ist einmal das, was wir so gut bei
Tisch bereden können, nämlich arbeitstechnisch
und berufstechnisch, ob wir unsere Kinder, un-
sere Mädchen und Jungen, das nächste Model an-
gucken lassen oder nicht. Das sind Dinge, die uns
alle umgeben. Mit denen können wir umgehen,
aber das Kernproblem ist immer wieder das Glei-
che, nämlich die Nichtbeachtung und Nichtwert-
schätzung des anderen Geschlechtes.

Dass wir uns jetzt so auf die Frauen konzentriert
haben, liegt einfach daran, dass sie überproportio-
nal deutlich und mehr davon betroffen sind, es
sind 80 bis 85 Prozent Frauenfälle, die wir dabei
sehen. Ich erzähle ein Beispiel. Meine neunjährige
Enkeltochter, gewann einen Physikwettbewerb für
Kinder. Sie bekam eine Urkunde, auf die ein
Junge gezeichnet war. Sie ging zum Jury-Vorsit-
zenden und sagte: „Das kann doch nicht meine
Urkunde sein.“ Der Jury-Vorsitzende bekam rote
Ohren und sagte: „Ich habe keine andere.“ Nun
gibt es Großmütter, die malen dann schnell eine
Frisur darüber und einen Rock, dann ist die Sache
erledigt. Aber im Prinzip ist damit gemeint, dass
es noch nicht einmal in die Richtung geht, wo wir
es mit einem rosa Pony oder mit Ähnlichem zu
tun haben. Das heißt, was wir jetzt in Bezug auf
CEDAW, das Sie soeben erwähnt haben, als Deut-
sche bedenken müssen ist die Tatsache, dass wir
dieses Übereinkommen zur Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der Frau ratifiziert ha-
ben. Das geschah zwar mit kleinen „reservations“
(Vorbehalten), aber im Prinzip ist es ratifiziert. Da-
rin gibt es die allgemeine Empfehlung 19, die der-
zeit vom CEDAW-Ausschuss überarbeitet wird:
Darin steht, dass sexuelle Gewalt, Sexismus in
den verschiedenen Ausprägungen, nicht im juris-
tischen Text, aber im juristisch zu bedenkenden
Leben vorhanden ist und dass Maßnahmen dage-
gen ausgeführt werden müssen. Wir müssen gu-
cken, dass wir in Deutschland die pädagogische
Aufarbeitung aller unserer vorhandenen Gesetzes-
texte schaffen. Wir müssen die Gesetzgebungsver-
fahren daraufhin überprüfen, ob sie wirklich un-
seren internationalen Verpflichtungen entspre-
chen. Wir müssen dabei auch beachten, dass wir

unseren Gesetzgeber daran erinnern, dass er auch
in der Fortbildung der Richter – und bitte schön
auch im Lehrstoff der Jurastudenten –verankert,
was wir an internationalen Verpflichtungen be-
reits unterschrieben haben. In alle diese Verfahren
– in diesen gesamten nächsten Schritt, der drin-
gend sein muss –müssen die Nichtregierungsorga-
nisationen, die Zivilgesellschaft, die großen und
kleinen Verbände eingebunden werden, damit
man die Vielfalt bekommt. Mit der Vielfalt hat
man auch den Vorschlag aus dem Antrag aufge-
griffen. Mit einem runden Tisch kann man näm-
lich eine solche Vielfalt durchaus bearbeiten.

Abg. Nicole Gohlke (DIE LINKE.): Ich habe zwei
Fragen an Herrn Professor Bohner. Sie verweisen
auf Forschungen, wonach sexuelle Belästigung
und Gewalt in sexistischen Vorurteilen und
machtbezogenen Motiven begründet liegen. Sie
haben auch die negativen Folgen von sexistischer
Werbung konkret genannt. Könnten Sie das noch
etwas genauer ausführen?

Sie schlagen vor, einen Runden Tisch zu fundie-
ren, gewissermaßen durch quantitative Forschung,
weil es in Deutschland kaum belastbare Daten gibt
oder weil die vorhandenen Daten veraltet sind.
Wie ist da die Lage? Welche Zahlen fehlen konk-
ret und was ist in der Aufbereitung notwendig?

Prof. Dr. Gerd Bohner (Universität Bielefeld): Ihre
Frage bezog sich zunächst auf die Motive für se-
xuelle Belästigung. Hier finden wir selbst – und
viele andere in ihrer Forschung –, dass gerade der
feindselige Sexismus eines der Hauptmotive für
einen Großteil der Belästigungen ist, die gar nicht
so stark sexuell motiviert sind, sondern viel stär-
ker auf einer Abwertung des weiblichen Ge-
schlechts insgesamt basieren. Wir können auch in
experimentellen Studien zeigen, dass Männer, die
höhere Ausprägungen in Hinsicht auf den feind-
seligen Sexismus haben, auch eher belästigen.
Dies geschieht z. B., wenn sie in einem Computer-
Chat, den wir in Teilen unserer Experimente in-
szenieren – wo die Männer denken, sie würden
mit einer Mitstudentin „chatten“, diese jedoch
tatsächlich computersimuliert ist, damit niemand
wirklich belästigt wird –, dann mehr von dieser
Möglichkeit Gebrauch machen, indem sie diese
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feindseligen Einstellungen haben. Das heißt, se-
xuelle Motive spielen eher eine untergeordnete
Rolle, wenn überhaupt. Tatsächlich geht es um so
etwas wie Feindseligkeit zwischen den Ge-
schlechtern, um Macht. Man findet das stärker
ausgeprägt, wenn die Männer vorher bedroht
wurden – beispielsweise in ihrer Männlichkeit,
indem man ihnen rückgemeldet hat, dass sie viel-
leicht in dem Test nicht besonders maskulin ab-
geschnitten haben, oder dass die Frau, die ihnen
gegenüber sitzt, sich scheinbar im Computer-Chat
sehr selbstbewusst und feministisch äußert. In ei-
nem solchen Fall wird sie dann stärker belästigt
als eine Frau, die sich eher traditionell geäußert
hat. Diese Zusammenhänge sind sehr gut belegt.

Der zweite Teil der Frage bezog sich auf die Defi-
zite im Wissensstand. Darauf möchte ich kurz ein-
gehen. Mir ist aufgefallen, dass viele von den
Maßnahmen, die Sie in dem Antrag vorgeschlagen
haben – und dem ich auch sehr gut folgen
könnte –, eine wissenschaftliche Begleitung brau-
chen könnten. Insofern muss man schauen – wie
es Frau Sczesny schon erwähnt hat –, ob das et-
was bewirkt. Wir sollten evaluieren, nicht nur
vom Ergebnis her, sondern auch begleitend. Das
nennt man formative Evaluation. Man begleitet
solche Maßnahmen von vornherein, um im Ent-
stehen verändern zu können, wenn man sieht,
dass etwas in die falsche Richtung geht. Dann
würde man entsprechend nachsteuern.

Wir brauchen quantitative Forschung auch des-
halb, weil wir damit klarer sehen können, wel-
chen Erfolg eine Maßnahme hat. Es gibt in der
Gender-Forschung sehr viele Ansätze, die sich
wechselseitig gut ergänzen. Aber gerade in diesem
Bereich, wo ich nicht ohne Eigeninteresse spre-
che, können wir das sehr gut einsetzen und um-
setzen, weil wir quantitativ arbeiten.

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank Herr Professor
Bohner. Wir sind jetzt mit dem Fragerecht der
Fraktion DIE LINKE. durch. Die weiteren Fragen,
Frau Kollegin Gohlke, müssen wir in die freie
Runde verschieben. Wir kommen zum Fragerecht
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Hier ist
mir die Kollegin Ulle Schauws gemeldet worden,
bitte schön.

Abg. Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Auch von meiner Seite und von meiner Fraktion
herzlichen Dank für Ihr Kommen und auch für
Ihre Ausführungen. Es handelt sich um ein wich-
tiges Thema. Deswegen ist es gut, dass wir auch
die Zeit haben, uns in dieser öffentlichen Anhö-
rung auszutauschen über die Auswirkungen, die
Sexismus in dieser Gesellschaft hat.

Meine Frage geht an Frau Dr. Schmiedel. Sie ha-
ben zum Teil schon erklärt, wie sich Sexismus
konkret auf Werbung, auf „role models“ im Medi-
enbereich und auf das Selbstbild von Jungen und
Mädchen auswirkt. Das wirkt sich sicherlich auch
auf Erwachsene aus, aber auf Jungen und Mäd-
chen ist der Einfluss noch einmal größer. Die kon-
krete Frage ist: Was kann die Bundesregierung,
also was kann man von politischer Seite konkret
machen? Welche Handlungsansätze sehen Sie?

Ich würde die Frage sogar noch um folgenden
Punkt erweitern: Wie bewerten Sie die Vor-
schläge, die von verschiedenen Sachverständigen
zu der Frage, was die politische Ebene an Gesetz-
gebung oder durch Stärkung anderer Bereiche wie
z. B. der Gender-Forschung, tun kann, gemacht
worden sind?

Ich füge noch den Bereich, den wir noch nicht
ausführlich angesprochen haben, hinzu. Das ist
das Thema „Sexismus im Netz“, also im Web 2.0.
Hier geht es um die indirekte, aber trotzdem sehr
frauenfeindliche „hate speech“ gegen Frauen. An-
tifeministische Diskurse im Netz sind ja heftig.
Was sind Ihre Vorschläge? Welche konkreten
Handlungsmöglichkeiten gibt es?

Dr. Stevie Meriel Schmiedel (Geschäftsführerin
Pinkstinks Germany e. V.): Ich sprach schon über
unsere Schul-Theater-Arbeit. Das ist eine Mög-
lichkeit, an die Schulen ranzugehen. Ich bin hier
immer wieder die Person oder die Institution, die
sagt, wir müssen dringend an die Kinder rankom-
men. Was ich nicht verstehe: Wir haben ein tolles
bundesweites Projekt, das ist „Schule ohne Rassis-
mus“ von der Bundeszentrale für politische Bil-
dung. Meine Tochter ist 10 Jahre alt, sie geht auf
ein sogenanntes Elite-Gymnasium, also ein zwei-
sprachiges Gymnasium in Hamburg mit viel
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deutschstämmigem Publikum. Daneben ist – abge-
trennt durch einen Zaun – die Gesamtschule. Da
ist meine 13-jährige Tochter mit 80 Prozent Schü-
lerinnen und Schülern mit Migrationshinter-
grund. An beiden Schulen –egal, welche Klientel
und welche Schulform es ist – sind „Schwuchtel“
und „Schlampe“ die meist genannten Schimpf-
wörter. Beide Schulen haben draußen eine große
Plakette „Schule ohne Rassismus“. Die Schüler
von beiden Schulen sind unglaublich stolz darauf.
Das sind Themen, die immer wieder genannt wer-
den. Das eine ist eine UNESCO-Schule, die andere
Schule macht es gerade durch ihr „migrantisches“
Publikum. Dort wird sehr viel getan. Warum gibt
es keine Plakette „Schule ohne Sexismus“? Ich
kann nachvollziehen, dass Eltern von Fünftkläss-
lerinnen das Wort Sexismus noch nicht einmal
verstehen. Sie werden aufschreien und sagen: „Ir-
gendwas mit Sex mit meiner Fünftklässlerin geht
gar nicht!“ Gerade hier brauchen wir unbedingt
mehr öffentliche Aufklärung, mehr Ansprache an
die Eltern, um zu erklären, dass Sexismus nicht ir-
gendetwas mit Sex bedeutet. Vielmehr geht es hier
um Diskriminierung aufgrund des Geschlechts.

Eigentlich wäre das ganz einfach zu bewerkstelli-
gen. Die Bundeszentrale für politische Bildung hat
das schon einmal gemacht, mit „Schule ohne Ras-
sismus“. Da gibt es bestimmte Kriterien, die eine
Schule erfüllen muss. Das Gleiche könnte man
mit „Schule ohne Sexismus“ machen. Das wäre
ein Baustein, um bundesweit an die Schulen her-
anzutreten, um Seminare, Vorträge, Theaterarbeit
zu machen und in irgendeiner Form mit den Kin-
dern darüber zu sprechen. Man könnte das obliga-
torisch machen.

Wir haben den „Girls‘ Day“ und den „Boys‘ Day“.
Eine tolle Einrichtung, aber es wird an den Schu-
len nicht umgesetzt. Von den Schulen unserer
Kinder, zwei wirklich verschiedene Schulen,
kann ich nur berichten, dass sich die Eltern ir-
gendwie darum kümmern müssen. Wenn man
sich nicht darum kümmert, dann hat man eben
keinen Platz bekommen oder das Kind geht an
diesem Tag dann eben nicht zur Schule. Weiter
passiert da nichts. Auch hier müssen wir viel frü-
her ansetzen und die Schulen mitnehmen. Das ge-
hört meines Erachtens nicht in die Länder, auch
wenn die Bundesregierung immer wieder sagt, das

ist Ländersache. Das sind Sachen, die kann man
wirklich als Projekte vorantreiben, z. B. über die
Bundeszentrale für politische Bildung. Diese Sa-
chen müssen auf jeden Fall quantitativ begleitet
werden, da haben Sie völlig Recht, Herr Bohner.
Bei unserer Theaterarbeit machen wir das bei-
spielsweise über Fragebögen. Wir sammeln von
den Eltern und von den Lehrerinnen und Lehrern
Informationen, z. B. wie das gewirkt hat, wie es
auch Wochen später noch gewirkt hat und was
man als Fazit mittragen kann? Das ist wichtig, da-
mit wir wissen, ob so etwas überhaupt funktio-
niert.

Zur Frage nach Sexismus im Netz, zum Thema
„hate speech“. Alle, die in diesen Bereichen arbei-
ten, können ein Lied davon singen. Wir müssen
ständig Vergewaltigungsdrohungen von unseren
Internetseiten löschen. Es ist sehr hart, wie im
Netz miteinander umgegangen wird. Ich bin damit
beim Amt für Medien in Hamburg und bei Twitter
vorstellig gewesen. Es ist unglaublich schwierig,
hier ranzukommen, weil Accounts sehr schnell in
das Netz gestellt und eine Viertelstunde später
wieder gelöscht werden. Wir selbst haben dazu
keine besondere Expertise, das ist nicht unser
Schwerpunkt. Aber auch wir würden es sehr be-
grüßen, wenn es in der Rechtsprechung eine Ent-
wicklung gäbe, die mehr Kontrolle ermöglichen
würde.

Da draußen ist es unglaublich brutal, und es be-
trifft auch ganz junge Leute. Wir haben einen
YouTube-Kanal für 11- bis 16-Jährige. Eine junge
Youtuberin, die auch bei unserer Schul-Theater-
Arbeit dabei ist, spricht zu Schulkindern über Se-
xismus, d. h. die Kinder werden an den Schulen
angesprochen. Diese Schülerinnen, die auf unse-
ren Kanal gehen, streiten sich dort mit jungen
Männern – wir nennen sie Maskus –, die sich über
WikiMANNia oder Manda organisieren – zwei
Vereinigungen im Netz – und dann wie ein
Schwarm bestimmte Accounts angreifen und bru-
tal mit Vergewaltigungsdrohungen vorgehen. Bei
uns ist es nach wie vor die große Frage, wie man
dagegen vorgeht. Es geht mit Aufklärung gerade in
den Schulen, dass immer wieder die Basis nied-
rigschwelliger Angebote da ist, um die Kinder
mitzunehmen. Genau hier ist es ja eine Angst vor
dieser neuen Gleichberechtigung von 50 Prozent
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der Menschheit, um die es auf einmal gehen soll.
Oft wird nicht verstanden, dass diese Antisexis-
musarbeit für alle da ist. Sachen wie „David und
sein rosa Pony“ oder Jungs etwas Gutes zukom-
men zu lassen, müssen auch als solche verpackt
werden. Das könnte man über eine Idee wie
„Schule ohne Sexismus“ umsetzen, d. h. schon
früh damit anfangen, dass Antisexismusarbeit für
uns alle da ist und nicht nur für die privilegierten
Mädchen.

Abg. Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich habe das so verstanden, dass jede Form von
Unterstützung, ob im Bildungsbereich oder auch
in Forschungsbereichen, eine notwendige Grund-
lage ist und Diskreditierung dieser Formen von
Aufklärung oder auch von Forschung im Prinzip
dem gesamten Vorhaben schadet. Einer Haltung
der Gesellschaft gegen Sexismus muss eigentlich
auch eine positive Konnotation folgen. Haben Sie
positive Beispiele für den Umgang von Gesell-
schaften, die anders mit Sexismus umgehen?

Dr. Stevie Meriel Schmiedel (Geschäftsführerin
Pinkstinks Germany e.V.): Z. B. in Österreich oder
in Schweden haben wir Werberäte, die sehr viel
intensiver vorgehen, als der Werberat hier. Der
Werberat hier in Deutschland ist auf gar keinen
Fall untätig und hat auch in den letzten Jahren
seine Rügen vermehrt. Wir bei Pinkstinks gehen
sehr aktiv gegen Sexismus in der Werbung vor.
Wir erhalten täglich Zusendungen, die wir ins In-
ternet stellen. Verantwortliche entschuldigen sich
dann oft auch über Nacht und ziehen die Pro-
dukte oder die Werbung zurück. Also wir sind da
sehr kontrollierend tätig. Aber es könnte viel mehr
geben, es könnte Bildungsangebote geben, es
könnte viel mehr gemacht werden, um bestimmte
Werbung wirklich zu beseitigen, die in Deutsch-
land einfach nicht beseitigt werden kann. Durch
Deutschland fahren dutzende Lastwagen mit halb-
nackten Frauen auf Bodenbelägen, neben Hunde-
futter, an Bratwürsten oder sogar Toilettenpapier.
Es gibt, glaube ich, kein Produkt, zu dem es nicht
die halbnackte Frau gibt. Diese Bilder prägen na-
türlich auch unsere Mädchen und Jungen, nicht
weil es schlimm ist, Nacktheit zu sehen – wir ha-
ben nichts gegen nackte Haut –, sondern weil
diese nackte Haut ganz besonders dargestellt wird,
nämlich erniedrigend, neben irgendwelchen

Elektronikprodukten, die nichts damit zu tun ha-
ben. Deshalb hat uns das Bundesfamilienministe-
rium gerade letzte Woche gesagt, dass wir den
Deutschen Werberat über die nächsten zwei Jahre
monitoren werden. Eine Gesetzesnorm gegen
Sexismus in der Werbung wurde ja besprochen
und erst einmal zurückgestellt, um zunächst über
die nächsten zwei Jahre – auch angelehnt an die
schwedischen und österreichischen Modelle –
den Werberat zu monitoren; d. h., es soll eine
Webseite geben, auf die jeder über uns mit Apps
sexistische Werbung laden kann. Durch uns wer-
den verschiedene Monitoringtools erstellt, um ge-
nau zu schauen, was der Werberat kann und tut,
bevor wir weiter über strengere Regeln zu Sexis-
mus in der Werbung nachdenken. Ich finde, das
ist eine sehr positive Entwicklung, dass da etwas
getan wird. Aber darüber hinaus, wie wir schon in
Bezug auf „Germanys next Topmodel“ besprochen
haben, gibt es natürlich viele Medien, die auch
sehr sexistisch sind. Da müssen wir dringend
dranbleiben und skandalisieren. Da gibt es schon
viele tolle feministische Verbände, die das tun,
aber wir sind da sehr alleine, weil es von der
rechtlichen Ebene aus ganz schwierig ist, dagegen
vorzugehen.

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank, Frau
Dr. Schmiedel. Wir kommen nun zur freien
Runde, hier sind mir folgende Kolleginnen und
Kollegen bereits gemeldet: Zunächst Frau Crone
für die SPD, dann Frau Kollegin Zollner für die
CDU/CSU-Fraktion, dann die Kollegin Gohlke für
die Fraktion Die Linke, dann die Kollegin Ulle
Schauws – hoffentlich kriegen wir alles hin. Frau
Kollegin Möhring auch zusätzlich zu Frau
Gohlke? Habe ich das doch richtig verstanden –
also Gohlke, Möhring, Schauws. Wir werden uns
alle kurz fassen, dann haben wir auch alle Fragen
in zehn Minuten untergebracht. Bitte schön, Frau
Kollegin Crone.

Abg. Petra Crone (SPD): Ich bin ganz beeindruckt,
was für ein Wissen hier im Raum steht. Es ist ganz
klar, dass wir da präventiv vorgehen müssen,
trotzdem möchte ich noch einmal auf die Bera-
tung zurückkommen. Frau Lüders, ich frage Sie
noch einmal, weil es mich sehr beeindruckt hat,
was Sie an Beispielen genannt haben. In Ihrer
schriftlichen Stellungnahme sprechen Sie sich für
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eine Stärkung der Antidiskriminierungsstelle aus,
und fordern in diesem Zusammenhang eine An-
gleichung von Kompetenzen an vergleichbare
Stellen in der EU. Vielleicht könnten Sie das noch
einmal erläutern.

Christine Lüders (Leiterin der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes): Wir brauchen viel Stär-
kung, wie wir hier gesehen haben, auch eine Stär-
kung, um Opfern zu helfen. Das ist, glaube ich,
das Wichtigste, was wir hier im Auge haben müs-
sen. Hier geht es ja nicht um eine Stärkung der
Antidiskriminierungsstelle als Institution, son-
dern ganz klar um die Stärkung und die Hilfestel-
lung für Opfer. Es gibt sehr viele Möglichkeiten,
um denen zu helfen. Erstens, indem man Be-
schwerdestellen einrichtet. Wir haben in unserer
Umfrage festgestellt, dass Betriebsräte nicht wuss-
ten, was sexualisierte Belästigung ist. Sie haben
alle gedacht, dass es bei Körperlichkeiten anfängt.
Da muss dringend nachgeschult werden. Wenn
die Gesellschaft insgesamt ein Interesse hat, das
abzubauen, muss sie es unabhängig von den vie-
len genannten, sehr wirksamen und wirkungsvol-
len Maßnahmen auch tun, indem sie in Unterneh-
men solche Beschwerdestellen einrichtet. Diese
sollten dann natürlich keine Alibifunktion haben,
sondern auch etwas machen und unternehmen
können; unabhängig davon, dass ich denke, dass
Unternehmen mit guten Köpfen und hoffentlich
auch immer mehr Frauen – wenn sie in den Vor-
ständen gemischter sind – auch entschiedener ge-
gen Sexismus vorgehen. Die Antidiskriminie-
rungsstelle kann relativ wenig unternehmen, au-
ßer beraten. Das ist in anderen Antidiskriminie-
rungsstellen in der EU ganz anders; da stehen wir
eher im hinteren Mittelfeld. Da gibt es die Mög-
lichkeit des Klagerechts und der Begleitung. Das
stärkt natürlich jemanden, wenn man die Fälle
nicht aus den Augen verliert. Wenn man den Pe-
tenten beraten hat und dann nicht mehr weiter-
helfen kann – wie geht’s dann weiter, wie geht’s
vor Gericht weiter –, da ist man dann an sich die
„lame duck“. Da wäre es sehr schön, wenn man
ein Klagerecht hätte; Rumänien hat z.B. eines,
aber viele andere Länder auch, z. B. England und
die skandinavischen Länder; ich kann viele auf-
zählen, die wesentlich mehr Befugnisse haben.
Ich denke, das eine und das andere muss wir-
kungsvoll sein – also sowohl die Gesetzgebung,
das Juristische, als auch das Monitoring, und die

vielen einzelnen, wichtigen Projekte stärken.
Wenn ich sehe, dass das AGG mittlerweile aus der
Juristen- und Juristinnenausbildung herausgenom-
men wurde, und Richterinnen und Richter nicht
mehr darin ausgebildet werden, dann reden wir
hier von menschenrechtlichen Dingen, die wir in
den letzten Jahren erworben haben, die gar nicht
so geachtet werden. Dagegen muss der Gesetzge-
ber etwas tun.

Abg. Gudrun Zollner (CDU/CSU): Ich bin nicht
nur Frauenpolitikerin, sondern auch Sportpoliti-
kerin. Sexualisierte Gewalt und Sexismus kom-
men auch im Sport vor. Ich finde es ein bisschen
schade, dass das heute überhaupt nicht themati-
siert wurde. Deshalb möchte ich dazu eine Frage
an Herrn Prof. Dr. Bohner stellen. Es heißt ja „Uni-
versität Bielefeld, Fakultät für Psychologie und
Sportwissenschaften“. Wir wissen, 27 Millionen
Menschen in Deutschland sind in Sportvereinen
aktiv, davon 10 Millionen Kinder und junge Men-
schen. Sexismus und sexualisierte Gewalt ist be-
sonders im Sport ein großes Thema, allein schon
im Hinblick auf die Abhängigkeit zwischen Sport-
lern, Trainern und Athleten. Ich würde mir von
der Politik, aber auch von der Gesellschaft eine
viel größere Sensibilisierung speziell für dieses
Thema wünschen. Auf Initiative der Unionsfrak-
tion hatten wir letzte Woche Sachverständige in
den Sportausschuss eingeladen. Meine Frage an
Herrn Prof. Bohner: Haben Sie in der Universität
Bielefeld zu dem Thema im Bereich Sportwissen-
schaft schon Erkenntnisse? Und eine Frage an
Frau Lüders: Gibt es dazu auch von der Antidis-
kriminierungsstelle schon Maßnahmen?

Prof. Dr. Gerd Bohner (Universität Bielefeld): Ich
muss es in Anbetracht der Zeit kurz halten. Wir
teilen uns die Fakultät mit den Sportwissenschaft-
lern, ich selbst bin in diesem Gebiet nicht tätig.
Wir haben Sportsoziologie, wir haben auch einen
Lehrstuhl, der sich mit wirtschaftlichen Aspekten
von Sport befasst, wo das eine Rolle spielen
könnte. Ich weiß, dass sich der Kollege Deutscher
mit der Diskriminierung von Athleten unter-
schiedlicher ethnischer Herkunft befasst und dazu
zum Teil auch sehr erschreckende Befunde doku-
mentiert hat. Ich kann Ihnen zum Thema selbst
aber leider nicht mehr sagen.
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Christine Lüders (Leiterin der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes): Ich muss mich da leider
anschließen. Das liegt daran, dass das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz im Bereich Bildung
nicht greift. Das ist sehr traurig, muss ich sagen,
denn gerade da wäre es angebracht. Gerade wenn
wir sowohl präventiv als auch im juristischen Be-
reich vorgehen, haben wir keinen Zugriff auf Bil-
dung, leider nicht.

Abg. Cornelia Möhring (DIE LINKE.): Frau Kolle-
gin Gohlke hat an mich übertragen, weil sich ihre
Frage erledigt hat. Ich habe eine Frage an Frau
Nordmeyer und dann etwas abgewandelt die glei-
che Frage an Frau Freudenberger. CEDAW fordert
ja, in jedem Bereich gegen sexistische Diskrimi-
nierung vorzugehen und schließt auch explizit
Gepflogenheiten und Praktiken mit ein. Meine
Frage wäre, welche Maßnahmen aus Ihrer Sicht
besonders geeignet sind, um auch von staatlicher
Seite Verhaltens- und Denkmuster zu durchbre-
chen. Dazu würde mich auch die Meinung von
Frau Freudenberger interessieren, ob Sie, was die
staatliche Seite angeht, Vorschläge haben, wie die-
ser schwierige Bereich der Verhaltens- und Denk-
muster beeinflusst werden kann.

Karin Nordmeyer: Es gibt klassische Möglichkei-
ten, Menschen zu Handlungen zu zwingen. Wenn
z. B. der Gesetzgeber unser Steuerklassensystem
verändern würde, würde das, glaube ich, Frauen
und Männer gleichermaßen so beeinflussen, dass
dies den CEDAW-Vorgaben – die das nämlich im
letzten Bericht, der vor wenigen Tagen herausge-
kommen ist, vorgeben – helfen würde. Das wäre
eine Möglichkeit für den Gesetzgeber. Die zweite
Möglichkeit bestünde auch wieder an dem Punkt,
an dem die Gesellschaft sehr empfindlich ist,
nämlich eine finanzielle Absicherung der Fürsor-
geleistungen im Rahmen der Altersversorgung von
Frauen. Das wäre eine gute und praktikable Mög-
lichkeit für den Gesetzgeber, nicht nur die
CEDAW-Auflagen zu erfüllen, sondern zugleich
auch noch die neue, jetzt gerade im Ratifikations-
prozess befindliche, Istanbul-Konvention des Eu-
roparates miteinzubeziehen. Diese deckt nämlich
das gesamte Spektrum, über das wir heute Nach-
mittag reden, ab, und bezieht alle Formen von Ge-
walt und häuslicher Gewalt gegen Frauen, zu der
auch z. B. die finanzielle Benachteiligung von

Frauen gehört, mit ein. Das wären zwei Beispiele,
die zu einem Wechsel im Denken unserer Gesell-
schaft führen könnten.

Dagmar Freudenberg (Deutscher Juristinnen-
bund e. V.): Im juristischen Bereich wird man die
Fortbildung klassischerweise in Fortbildungsmaß-
nahmen unterbringen müssen. Allerdings erfolgt
die Fortbildung im juristischen Bereich derzeit
auf freiwilliger Basis. Das heißt also, wir haben
keine flächendeckende Fortbildungsverpflichtung
für Staatsanwältinnen, Staatsanwälte und Richte-
rinnen und Richter. Es ist mir – wenn ich das mal
so sagen darf – in 20 Jahren nicht gelungen, das
durchzusetzen, obwohl ich es mir schon vor
20 Jahren vorgenommen hatte. Man wird prüfen
müssen – ich hatte das vorhin schon erwähnt –,
ob man das nicht auf der Basis der EU-Opfer-
schutzrichtlinie, auf der Basis der Istanbul-Kon-
vention – vielen Dank für die Erwähnung, Frau
Nordmeyer, ich hätte das sonst selbst auch gesagt
– und auf der Basis der CEDAW-Regelung einfüh-
ren kann und einführen muss. Ich hatte vorhin
schon gesagt, in Nordrhein-Westfalen hat man die
Fortbildungsverpflichtung im Landesrichterinnen-
und Landesrichtergesetz eingeführt. Ich finde das
beispielhaft und denke, diesen Gedanken sollte
man aufnehmen. Andere Maßnahmen, die in die-
sem Zusammenhang eine Rolle spielen könnten,
um es für die Richter und Richterinnen und
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte attraktiv zu
machen, wären beispielsweise Bonussysteme im
Kontext mit Beförderung. Man kann auch an die
Übernahme eines bestimmten Dezernats, eines be-
stimmten Rechtsprechungsbereichs Fortbildun-
gen, beispielsweise die Verpflichtung knüpfen, in
den ersten sechs Wochen etwas an Fortbildung zu
tun und das nachzuweisen, um die Sensibilisie-
rung voranzutreiben. Ob das mehrheitsfähig ist,
weiß ich nicht. Wie gesagt, 20 Jahre waren bisher
ein langer Weg, und der Weg ist noch nicht über-
all erfolgreich abgeschlossen.

Der Vorsitzende: Gut, herzlichen Dank, Frau Freu-
denberg. Der Gong ist zwar schon ertönt, aber wir
haben noch eine Frage der Kollegin Schauws, die
werden wir auf jeden Fall noch zulassen. Bitte,
Frau Kollegin Schauws.
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Abg. Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Ich habe noch
eine Frage an Herrn Prof. Bohner, und zwar würde
ich gerne noch einmal auf den Punkt der Gender-
forschung zu sprechen kommen, weil Sie auch ein
Vertreter sind. Auf der einen Seite würde ich
gerne wissen, was Sie aus dem Bereich der Gen-
derforschung in Bezug auf die Maßnahmen gegen
Sexismus an Potential und an Möglichkeiten se-
hen, was Sie sich da möglicherweise auch an poli-
tischer Unterstützung noch wünschen. Auf der
anderen Seite hätte ich gerne noch eine kurze Ein-
schätzung zu der Tatsache, dass es gerade eine
Zunahme von Angriffen auf die Genderforschung
gibt. Diese Angriffe könnten ja – was ich nicht
hoffe - durchaus auch Einfluss auf Ihre Arbeit ha-
ben. Wie bewerten Sie das?

Prof. Dr. Gerd Bohner (Universität Bielefeld): Ich
denke, es gibt in Bezug auf fast alle konkreten For-
derungen, die sich im Antrag finden, Möglichkei-
ten für die Genderforschung, etwas beizutragen.
Um noch einmal auf Ihre Frage von vorhin zu-
rückzukommen. Aus unserer Sicht gibt es durch-
aus Defizite insofern, als es einige sehr schöne
Studien gibt, wie etwa die von den Kolleginnen
Müller und Schröttle, die auch vom Bundesminis-
terium für Familie gefördert wurde. Diese ist aller-
dings von der Datenbasis her schon 13, 14 Jahre
alt. In der Zeit hat sich – wie wir alle wissen –
sehr viel getan, so dass ich da Defizite in einer Be-
standsaufnahme sehe. Wir bräuchten bessere, viel-
leicht auch stärker noch auf das Thema Gender
und Sexismus zugeschnittene Surveys, die länger-
fristig laufen können. Wir haben in Bielefeld über
viele Jahre diese Surveys zur gruppenbezogenen
Menschenfeindlichkeit von Wilhelm Heitmeyer
durchgeführt, wo Sexismus eine kleine Teilrolle
spielte. Das war aber nicht mal eine Handvoll Fra-
gen zu dem Themenkomplex, weil es um Vorur-
teile in ihrer ganzen Breite ging. Auch da wäre ein
Desideratum der Forschung, Sexismusforschung
noch stärker mit Forschung zu Vorurteilen zu ver-
zahnen. Auch das haben Sie ja in Ihrem Antrag,
wenn ich die Abgeordneten von der Linken an-

schaue, genannt, nämlich dass Sie sagen, die Ab-
lehnung von Personen auf Grundlage des Ge-
schlechts geht häufig mit der Ablehnung von an-
deren schwachen Gruppen in der Gesellschaft ein-
her, mit der Ablehnung von Einwanderern, mit
der Ablehnung von wohnungslosen Personen
usw. Da gibt es eine Menge Forschungsmöglich-
keiten, die noch bei weitem nicht ausgeschöpft
sind. Es besteht, glaube ich, auch die Notwendig-
keit, dass wir praktisch alle Maßnahmen, die hier
genannt sind, ob es jetzt um eine geschlechtersen-
sible Pädagogik oder um Maßnahmen in Richtung
verbesserte mediale Darstellungen geht, auch im
Positiven fördern. Oft wird gefordert – Sie haben
es zum Teil auch drin – sexistische Werbung stär-
ker zu unterbinden; ja, aber gleichzeitig sollte man
vielleicht auch Werbung und noch viel breiter
Medien insgesamt fördern, die nicht sexistisch
sind, die der Genderisierung des Konsums entge-
genwirken, so dass man da auch positiv Zeichen
setzen kann und das Ganze sinnvollerweise auch
wissenschaftlich begleitet.

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Das war eine
schöne Schlussaussage, Herr Prof. Bohner. Ich
darf mich sehr herzlich bei Ihnen bedanken, bei
den Sachverständigen und bei den Kolleginnen
und Kollegen aus dem Ausschuss. Ich will aber
nicht verhehlen, dass ich ein bisschen selbstkri-
tisch zum Schluss anmerken muss, ich hätte mir
die männliche Beteiligung bei unserer Anhörung
über alle Fraktionen hinweg etwas höher ge-
wünscht. Ich stelle fest, dass das offensichtlich
ein Problem ist, das die Frauen in anderer Intensi-
tät empfinden als die Männer. Da kann man nie-
manden ausnehmen, weder unsere Regierungsko-
alition noch die Opposition. Im Übrigen, selbst
bei den Sachverständigen ist die überwiegende
Mehrheit weiblich. Ich glaube, wir müssen daran
arbeiten, dass das Thema auch als Thema der
Männer erkannt und nicht allein den Frauen über-
lassen wird. Ich wünsche den Sachverständigen
einen guten Nachhauseweg, den Kolleginnen und
Kollegen eine schöne Arbeitswoche und Ihnen al-
len noch einen schönen Abend. Danke schön.

Schluss der Sitzung: 17:36 Uhr

Paul Lehrieder, MdB
Vorsitzender
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Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend des Deutschen Bundestages zu dem Antrag "Sexismus die Rote Karte 
zeigen – Für einen bundesweiten Aktionsplan" am 27. März 2017 
 
Der dem Familienausschuss vorliegende Antrag der Fraktion DIE LINKE verwendet die se-
xuellen Übergriffe der Silvesternacht 2015/16 in Köln und die darauf folgende Diskussion 
als Aufhänger, um auf tieferliegende sexistische Strukturen und Vorurteile in der deut-
schen Alltagsrealität hinzuweisen. Er zielt darauf ab, im Rahmen eines bundesweiten Ak-
tionsplans Maßnahmen gegen Sexismus zu ergreifen, die einerseits präventiv wirken und 
andererseits die negativen Folgen von Sexismus mindern sollen. 

Als Sozialpsychologe, der seit vielen Jahren zu Themen der Genderforschung und insbe-
sondere sexistischen und opferfeindlichen Einstellungen im Bereich der sexuellen Gewalt 
und sexuellen Belästigung forscht, möchte ich einige Bemerkungen zum Begriff des Se-
xismus, seinen Erscheinungsformen und Folgen vorausschicken und dann die in Abschnitt 
I des Antrags vorgelegte Bestandsaufnahme sowie die meisten der in Abschnitt II vorge-
schlagenen Maßnahmen auf der Grundlage des Forschungsstandes kritisch und kon-
struktiv kommentieren. Dabei gehe ich insbesondere auf Aspekte der wünschenswerten 
wissenschaftlichen Begleitung eines Aktionsplans gegen Sexismus näher ein, die im An-
trag nur angedeutet werden. 

Zum Begriff des Sexismus, seinen Erscheinungsformen und Folgen 

Unter Sexismus verstehen wir individuelle Einstellungen und Verhaltensweisen sowie 
institutionelle und kulturelle Praktiken, die eine Person aufgrund ihres Geschlechts nega-
tiv bewerten oder benachteiligen oder die Ungleichheit der Geschlechter in der Gesell-
schaft aufrechterhalten (1). Es geht also um geschlechtsbezogene Vorurteile und Diskri-
minierung. Sexismus kann sich gegen Frauen oder Männer richten oder auch gegen Per-
sonen, die sich anderen Geschlechtskategorien zuordnen. Dennoch bildet den Kern der 
Diskussion meist der Sexismus gegenüber Frauen, der sich auch in der Tatsache wider-
spiegelt, dass es weltweit kein einziges Land gibt, in dem die Frauen den Männern voll-
ständig gleichgestellt wären (2). Auch in Deutschland sind Frauen in statushohen Positio-
nen in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik unterrepräsentiert, werden bei gleicher Arbeit 
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und Leistung schlechter bezahlt als Männer, und sind weiterhin Zielscheibe sexistischer 
Vorurteile, wie Umfragedaten belegen (3). 

Auf der Ebene individueller Einstellungen haben sich die Erscheinungsformen des Sexis-
mus gewandelt. Während die Zustimmung zu offensichtlichen Formen der Abwertung von 
Frauen in den letzten Jahrzehnten abgenommen hat, weisen moderne Formen des Se-
xismus u.a. folgende Komponenten auf: Leugnung der anhaltenden Diskriminierung von 
Frauen, Widerstand gegen vermeintliche Bevorzugung von Frauen und Ablehnung von 
Maßnahmen zur Herstellung von Geschlechtergerechtigkeit. Darüber hinaus unterschei-
det die sozialpsychologische Forschung zwischen feindseligem und wohlwollendem Se-
xismus. Feindseliger Sexismus äußert sich in offen negativen Einstellungen und richtet 
sich vor allem gegen Frauen, die nicht traditionellen Rollenvorstellungen entsprechen. 
Wohlwollender Sexismus hingegen äußert sich in scheinbar positiven, gönnerhaften Ein-
stellungen gegenüber traditionell rollenkonformen Frauen, betont aber gleichzeitig deren 
Abhängigkeit und Schutzbedürftigkeit. So tragen beide Formen des Sexismus zur Auf-
rechterhaltung eines Machtgefälles zwischen Männern und Frauen bei; der wohlwollende 
Sexismus wird aber – trotz seiner erwiesenen negativen Konsequenzen – oft nicht als Se-
xismus erkannt und ist somit schwerer zu bekämpfen (4, 5, 6). 

Sexistische Einstellungen und Verhaltensweisen haben vielfache negative Folgen. Auf ge-
sellschaftlicher Ebene propagiert die Kommunikation sexistischer Vorurteile bestimmte 
Rollenerwartungen und Restriktionen, die oft von Frauen internalisiert werden (5). Auf 
individueller Ebene zeigt sich, dass vor allem feindseliger Sexismus bei Männern eine der 
wesentlichen Triebfedern für sexuelle Belästigung darstellt (7, 8, 9). Bei Frauen, die sexis-
tischen Kommentaren oder anderen Formen sexueller Belästigung ausgesetzt sind, zeigt 
sich eine Vielzahl negativer Konsequenzen wie Leistungseinbußen, psychosomatische 
Beschwerden, geringere Karrierechancen, und im Fall der Gegenwehr häufig auch sekun-
däre Viktimisierung durch das soziale Umfeld (4). 

Vor dem Hintergrund dieser Befunde erscheinen koordinierte Maßnahmen zur Präven-
tion von Sexismus und zur Abmilderung seiner Folgen dringend geboten. Die Zielsetzung 
des Antrags der Fraktion DIE LINKE ist somit nachvollziehbar und unterstützenswert. 

Zu Abschnitt I des Antrags 

Der Einschätzung, dass in den Diskussionen um die Kölner Silvesternacht von einigen 
Kommentator*innen sexuelle Übergriffe instrumentalisiert wurden, um fremdenfeindli-
che Positionen zu begründen und die Flüchtlingspolitik zum Sündenbock zu machen, stim-
me ich zu. Aus psychologischer Sicht war diese Verbindung aus Ablehnung sexueller Ge-
walt und Befürwortung fremdenfeindlicher Vorurteile auch deshalb interessant, weil übli-
cherweise politisch rechte und fremdenfeindliche Ideologien eher mit sexistischen und 
opferfeindlichen Einstellungen (und anderen negativen Einstellungen gegenüber schwa-
chen gesellschaftlichen Gruppen) einhergehen (10, 11). Nach den Kölner Vorfällen jedoch 
schienen manche politisch Rechte ihr Herz für den Feminismus entdeckt zu haben. In 
neueren Untersuchungen aus meiner Arbeitsgruppe deutet sich jedoch an, dass Befragte 
nach der Beurteilung einer Fallbeschreibung, die den Kölner Vorfällen nachempfunden ist 
(ein zugewanderter Mann belästigt eine deutsche Frau), rassistische Einstellungen stärker 
im Einklang mit wohlwollend-sexistischen Einstellungen berichteten als nach der Lektüre 
einer Fallbeschreibung mit deutschem Täter. Auch die in der Diskussion um Köln zur 
Schau gestellte Sorge um den Schutz von Frauen in der Öffentlichkeit könnte somit in 
Teilen sexistisch motiviert sein. 

Die im Antrag präsentierte Überlegung, dass es sich bei sexueller Belästigung und Gewalt 
gegen Frauen nur um die Spitze eines sexistischen Eisbergs handle, deckt sich mit dem 
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Stand der Forschung. Zahlreiche Arbeiten zeigen, dass sexueller Belästigung und Gewalt 
oft sexistische Vorurteile sowie feindselige und machtbezogene Motive zugrundeliegen. 
Die 1975 von Susan Brownmiller (12) formulierte These, dass sexuelle Gewalt ein Prozess 
der Einschüchterung sei, durch den alle Frauen in einem Zustand der Furcht gehalten 
werden, wodurch der gesellschaftliche Status quo männlicher Dominanz aufrechterhalten 
wird, ist heute eindrucksvoll empirisch belegt (13, 14).  

Auch die Annahme, dass Sexismus viele, nicht immer offensichtliche, Erscheinungsformen 
habe, die Abhängigkeiten und andere negative Konsequenzen bedingen, deckt sich mit 
dem Stand der Forschung (wie oben dargelegt). 

Die vorgetragene Überlegung, dass sich die Bekämpfung des Sexismus als staatliche Auf-
gabe aus dem Grundgesetz und dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Dis-
kriminierung der Frau (CEDAW) ableiten lasse, erscheint mir ebenfalls schlüssig (obwohl 
ich kein Experte für juristische Fragen bin).  

Der letzte in Abschnitt I des Antrags genannte Punkt bezieht sich auf Zusammenhänge 
zwischen Sexismus und anderen Formen der Diskriminierung schwacher Gruppen. Solche 
Zusammenhänge sind ebenfalls sehr gut belegt und lassen sich als "Syndrom gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit" (10) oder "Schema der Intoleranz" (15) charakterisie-
ren. Menschenfeindliche Einstellungen sind ihrerseits eng verknüpft mit der Akzeptanz 
von Vergewaltigungsmythen, also der Verharmlosung sexueller Gewalt und der Ableh-
nung der davon betroffenen Personen (16). Vor diesem Hintergrund ist zu erwarten, dass 
wirksame Maßnahmen gegen Sexismus auch zu einer Reduktion anderer gruppenbezoge-
ner Vorurteile beitragen und damit weitere wünschenswerte Effekte entfalten (17). 

Zu Abschnitt II des Antrags 

In Punkt II.1 wird ein bundesweiter Aktionsplan unter Beteiligung aller staatlichen Ebenen 
sowie von Expert*innen aus Theorie und Praxis gefordert, der an Erfahrungen anknüpft 
und einen lösungsorientierten gesellschaftlichen Diskurs fördert. Als Teil dieses Aktions-
plans wird die Bildung eines "Runden Tisches gegen Sexismus" angeregt, der konkrete 
Maßnahmen ausarbeiten (und wohl auch implementieren) sowie deren Wirkung auch mit 
Blick auf Mehrfachdiskriminierungen überprüfen soll. 

Es erscheint mir wichtig, dass bei einer solchen Maßnahme das "Anknüpfen an Erfahrun-
gen" auch die systematische Nutzung von Forschungsergebnissen sowie die Förderung 
insbesondere quantitativer Forschung zum Thema Sexismus beinhaltet. Obwohl wir be-
reits viel über die Erscheinungsformen und Folgen sexistischer Vorurteile und Diskriminie-
rung und deren Zusammenhänge mit anderen Einstellungen wissen, liegen zur aktuellen 
Situation in Deutschland kaum belastbare Daten vor. So finden sich in den regelmäßigen 
Umfragen des Bielefelder Instituts für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung 
(IKG) zum Syndrom der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit nur wenige Items zum 
Sexismus, was der Komplexität des Phänomens und dem heutigen Kenntnisstand nicht 
gerecht wird. Die im Antrag zitierte repräsentative Studie im Auftrag des BMSFSJ zur Le-
benssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland, die am Bielefelder 
Interdisziplinären Zentrum für Frauen-und Geschlechterforschung (IFF) durchgeführt 
wurde (18), bietet zwar reichhaltige und differenzierte Informationen; ihre Datenbasis ist 
jedoch bereits 14 Jahre alt. Daher sind neue, regelmäßige Befragungen erforderlich, die 
zum einen methodisch und inhaltlich an die einflussreichen Studien von IKG und IFF an-
knüpfen sollten, zum anderen aber auch bereits Ziele des Aktionsplans und deren Evalua-
tion in ihre Fragestellungen einbeziehen könnten. 
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Anmerkungen zu den einzelnen Maßnahmen unter Punkt II.1 des Antrags: 

a) Geschlechtersensible Pädagogik. Die hier aufgeführten Maßnahmen erscheinen sinn-
voll.  
Sie sollten ergänzt werden um die Förderung eines Sexualkundeunterrichts, der The-
men der sexuellen Gewalt und der Notwendigkeit von klarer Einvernehmlichkeit in 
sexuellen Interaktionen beinhaltet. Während das Prinzip "Nein heißt Nein" im Sexual-
strafrecht nur eine Mindestanforderung an das Erkennen fehlender Einvernehmlich-
keit formuliert, sollte ein Unterrichtsziel darin bestehen, das Prinzip "Nur Ja heißt Ja" 
zu vermitteln. Das heißt, Schüler*innen sollten lernen, dass nur ein klares, enthusias-
tisches "Ja" der Partnerin oder des Partners ihnen die Erlaubnis gibt, gemeinsam mit 
dieser Person sexuell aktiv zu werden, und dass nicht nur ein klar ausgesprochenes 
"Nein", sondern auch Schweigen oder ein "Ich weiß nicht recht" als "Nein" zu inter-
pretieren ist.  
Eine weitere Ergänzung könnte in der gezielteren Förderung von Mädchen und Frau-
en in MINT-Fächern an Schulen und Hochschulen bestehen.  

b) Maßnahmen im Bereich der medialen Darstellung. Hier werden eine Geschlechter-
quotierung bei der Filmförderung und die wirksamere Unterbindung sexistischer 
Werbung vorgeschlagen.  
Da offenbar, wie in der Begründung des Antrags angegeben, nur 11% der 2013 vom 
Deutschen Filmförderfonds geförderten Projekte an Regisseurinnen gingen (was an 
die Unterrepräsentation von Frauen in Vorständen großer Unternehmen oder unter 
Professor*innen in MINT-Fächern erinnert), dann erscheint eine Geschlechterquotie-
rung dieser Förderung sinnvoll und geboten.  
Zu den Effekten von sexistischen und Frauen objektifizierenden Inhalten in der Wer-
bung und anderen Medien liegt eine neuere Analyse von mehr als 100 Forschungs-
arbeiten der letzten 20 Jahre vor (19). Sie zeigt, dass die Rezeption solcher Inhalte ei-
ne Reihe negativer Konsequenzen bewirkt, u.a. geringere Zufriedenheit mit dem ei-
genen Körper, stärkere Selbst-Objektifizierung, sexistischere Einstellungen und ein 
negativeres Frauenbild, sowie weniger ablehnende Einstellungen zu sexueller Gewalt. 
Somit erscheint das Ziel sinnvoll, sexistische Werbung wirksamer zu unterbinden und 
auf weniger sexistische Medieninhalte insgesamt hinzuarbeiten. Ein wichtiger Aspekt 
hierbei ist, dass Kinder nicht schon früh mit sexistischen Klischees konfrontiert wer-
den sollten, wie diese z.B. in Kinderbüchern und -filmen reichlich vorkommen (20). 
Mögliche Maßnahmen in diesem Bereich könnten in der Förderung von genderneu-
tralen Kindermedien und anderen genderneutralen Produkten bestehen. 

c) Maßnahmen gegen Sexismus in der Arbeitswelt. Die hier geforderten Maßnahmen 
(gesetzliche Regelung zur Entgeltgleichheit, verbindliche Frauenquoten und die Auf-
wertung sozialer und personenbezogener Dienstleistungen) erscheinen geeignet, ob-
jektive Benachteiligungen von Frauen abzubauen. Darüber hinaus können veränderte 
(gesetzliche) Normen auch zu einem veränderten Bewusstsein beitragen. Dies zeigt 
sich beispielsweise in einer neueren international vergleichenden Untersuchung zur 
wechselseitigen Beeinflussung von Gesetzgebung hinsichtlich gleichgeschlechtlicher 
Ehen und Einstellungen der Bevölkerung zu Homosexualität: Die Gesetzeslage wider-
spiegelt zwar einerseits die öffentliche Meinung, prägt diese andererseits aber auch 
(21). In ähnlicher Weise bilden Gesetzesänderungen zugunsten der Geschlechterge-
rechtigkeit nicht nur Änderungen in der öffentlichen Meinung ab; sie können viel-
mehr die öffentliche Meinung auch beeinflussen. 
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d) Stärkung und Ausweitung des AGG sowie Absicherung der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes. Diese Punkte sind so allgemein gehalten, dass ich sie nicht sinnvoll kom-
mentieren kann. 

e) Maßnahmen im Bereich Gewalt gegen Frauen. Die hier aufgeführte Umsetzung des 
Grundsatzes "Nein heißt Nein", also die Strafbarkeit sexueller Handlungen gegen den 
erkennbaren Willen des Opfers, ist nach meinem Verständnis durch das Inkrafttreten 
des neuen Sexualstrafrechts im November 2016 erfolgt. (Siehe hierzu aber auch mei-
ne Anmerkungen oben zu Punkt II.1 a.)  
Maßnahmen wie Fortbildungen von Polizei und Justiz im Umgang mit von sexueller 
Gewalt Betroffenen und eine bedarfsgerechte bundeseinheitliche Finanzierung des 
Hilfe- und Schutzsystems für diesen Personenkreis erscheinen mir sinnvoll und unter-
stützenswert, da sie geeignet erscheinen, einer sekundären Viktimisierung und Re-
traumatisierung vorzubeugen (4, 13). 
Dass eine dezentrale Unterbringung von Geflüchteten zur Gewaltprävention beitra-
gen kann, erscheint plausibel. Die Forschung zeigt, dass beengte räumliche Verhält-
nisse und ein Mangel an Privatheit Stress verursachen und dass Stress die Aggres-
sionsbereitschaft erhöhen kann. Allerdings fehlen mit Blick auf die genannten Zusam-
menhänge m.W. belastbare empirische Studien zur spezifischen Situation von Ge-
flüchteten in Massenunterkünften.  

f) Maßnahmen, um gesellschaftliches Bewusstsein und Engagement gegen Sexismus zu 
fördern.  
Programme, die Zivilcourage im Eintreten gegen Sexismus fördern, sind vielverspre-
chend. Vor allem an Universitäten in den USA werden "Bystander"-Programme, die 
Studierenden Kennntnisse und Fertigkeiten vermitteln, wie sie intervenieren können, 
wenn sie Zeug*innen von Handlungen werden, die zu sexueller Gewalt führen könn-
ten, mit Erfolg eingesetzt (22). Auch bei diesen Programmen ist der "Transferwert" in 
andere Bereiche, etwa Interventionen gegen rassistische und anders motivierte Ge-
walt, als hoch einzuschätzen.   

Anmerkungen zu den Punkten II.2 und II.3 des Antrags: 

Die Länder sollen aufgefordert werden, eigene Aktionspläne zu entwickeln und umzuset-
zen, und eine Monitoringstelle zur Umsetzung des bundesweiten Aktionsplans soll einge-
richtet und finanziert werden.  

Diese Forderungen erscheinen sinnvoll, um ein koordiniertes Vorgehen zu gewährleisten 
und die Erfolge der geplanten Maßnahmen zu überprüfen. Gerade bei den Fragen der 
Vernetzung verschiedener beteiligter Ebenen und der Evaluation wäre neben einer rein 
organisatorischen auch eine umfassende wissenschaftliche Begleitung und Analyse der 
Maßnahmen wünschenswert. So sollten die einzelnen Maßnahmen nicht nur hinsichtlich 
ihrer Ergebnisse, sondern auch im Sinne einer formativen Evaluation begleitend analysiert 
werden.  
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STELLUNGNAHME als Sachverständige zu dem Antrag  

„Sexismus die Rote Karte zeigen - Für einen bundesweiten Aktionsplan“ 
 

anlässlich der Öffentlichen Anhörung 
des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

am Montag, dem 27. März 2017, Deutscher Bundestag, Paul-Löbe-Haus 
 

Christine Lüders, Leiterin der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
 
Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) befasst sich auf Grundlage ihrer gesetzlichen 
Aufgabenstellung auch mit Benachteiligungen aufgrund des Geschlechts im Arbeitsleben und im 
Zivilrechtsverkehr.  
 
Vor diesem Hintergrund nehme ich als Leiterin der Antidiskriminierungsstelle hiermit zu dem Punkt 
II 1 d der BT-Drucksache 18/8723 wie folgt Stellung: 
 
Maßnahmen zur Stärkung und Ausweitung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) 
sowie personelle und finanzielle Absicherung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
 
Zum zehnjährigen Inkrafttreten des AGG im Jahr 2016 hat die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
eine umfangreiche rechtswissenschaftliche und rechtstatsächliche Evaluation des Gesetzes in Auftrag 
gegeben. Neben einer Analyse der Vorgaben aus dem Völker-, Europa- und Verfassungsrecht sowie 
einer Auswertung von Rechtsprechung und Literatur untersuchte das Büro für Recht und 
Wissenschaft (Berlin), begleitet durch Frau Prof. Dr. Christiane Brors (Universität Oldenburg), auch 
die Rechtsdurchsetzung und Wirksamkeit des AGG in der Praxis anhand von 
Fokusgruppengesprächen, Expert_inneninterviews und Verbandsabfragen. 
 
Kernelemente der Evaluation wurden kürzlich detailliert durch die Abschließenden Bemerkungen des 
Fachausschusses zum Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau zum Staatenbericht Deutschlands aufgegriffen und bekräftigt (vgl. insbes. 
CEDAW/C/DEU/CO/7-8, 3. März 2017, Nr. 13, 14, 17 und 18). 
 
Überdies hat sich im Rahmen des ADS-Themenjahres 2015 „Gleiches Recht. Jedes Geschlecht.“ eine 
Expert_innenkommission mit der Frage befasst, wie Betroffene besser vor Diskriminierung geschützt 
werden können (vgl. Bericht der Kommission unter Vorsitz von Prof. Jutta Allmendinger Ph.D. und 
Klaus Wowereit). 
 

1. Maßnahmen zur Stärkung und Ausweitung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
(AGG) 
 

- 1.1. Verlängerung der Geltendmachungsfristen  
 
Gemäß dem Regelungsmodell des AGG hängt die Rechtsdurchsetzung davon ab, dass die 
betroffenen Personen durch Beschwerden und Klagen selbst für die Sanktionierung der 
verbotenen Verhaltensweisen sorgen.  
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Für die Geltendmachung der Ansprüche gilt aktuell eine zweimonatige Ausschlussfrist (§ 15 
Abs. 4 Satz 1 bzw. § 21 Abs. 5 Satz 1 AGG).  
Wie die Beratungspraxis zeigt, benötigen die Betroffenen aber vielfach mehr Zeit, um die 
erlittene Persönlichkeitsverletzung zu verarbeiten, sich über ihre Vorgehensmöglichkeiten zu 
informieren, Rechtsbeistand zu suchen und rechtliche Schritte gegen die diskriminierende 
Person einzuleiten. Besonders anschaulich wird dies beispielsweise bei Opfern sexueller 
Belästigung. 
 
Um die Wirksamkeit des Diskriminierungsschutzes effektiv zu erhöhen, ist es 
dementsprechend erforderlich, die im AGG geregelte Frist von zwei auf sechs Monate zu 
verlängern. 
 
Zudem sollte die Einleitung eines betriebsinternen Beschwerdeverfahrens oder sonstiger 
Maßnahmen mit dem Ziel, die Diskriminierung zu beseitigen (wie beispielweise die 
Anforderung einer Stellungnahme durch die ADS), als fristhemmend festgeschrieben werden. 
 
 Evaluation AGG, S. 91 ff. 
 Bericht Expert_innenkommission, S. 12 
 Abschließende Bemerkungen CEDAW, Nr. 14 

 

- 1.2. Einführung eines Verbandsklagerechts 
 
Gemäß dem geltenden Antidiskriminierungsrecht gibt es nur den in § 17 Abs. 2 AGG 
geregelten betriebsverfassungsrechtlichen Unterlassungsanspruch für den Betriebsrat oder 
eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft bei groben Verstößen des Arbeitgebers 
(sogenanntes kleines Verbandsklagerecht). Antidiskriminierungsverbände sich nach § 23 Abs. 
2 und Abs. 3 nur als Beistände zugelassen und können rechtsberatend tätig werden. 
Im Verbraucherschutzrecht (§ 3 Unterlassungsklagengesetz) und im Behindertenrecht (z.B. § 
15 Behindertengleichstellungsgesetz) gibt es dagegen ein echtes Verbandsklagerecht zur 
effektiveren Durchsetzung der materiellen Rechtslage. 
Denn für die Betroffenen von Benachteiligungen im Allgemeinen und bei sexuellen 
Belästigungen bedeutet es häufig eine erhebliche Hürde, ihre Rechte mehr oder weniger auf 
sich alleine gestellt vor Gericht durchfechten zu müssen. Vielfach fürchten sie die 
Konfrontation mit der Gegenseite, Anfeindungen, (Re-)Traumatisierung, Verfahrensdauer, 
Prozesskosten, und ungewisse Erfolgsaussichten. 
 
Daher ist es in Anbetracht der beschriebenen Barrieren bei der individuellen 
Rechtsdurchsetzung dringend geboten, die kollektiven Klagemöglichkeiten zu verbessern 
bzw. zu etablieren. Entsprechend qualifizierte und akkreditierte 
Antidiskriminierungsverbände könnten dann im Wege der Verbandsklage für die Betroffenen 
deren Rechte gerichtlich durchsetzen (Prozessstandschaft) oder Musterprozesse zur 
Anfechtung diskriminierungsrechtswidriger Regelungen führen und damit die 
Rechtsfortbildung im Interesse des Diskriminierungsschutzes in Deutschland voranbringen.  

 
 Evaluation AGG, S. 100 ff. 
 Bericht Expert_innenkommission, S. 13 
 Abschließenden Bemerkungen CEDAW, Nr. 14 
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1.3. Erweiterung des Schutzbereichs bei sexuellen Belästigungen 

 
Nach der derzeitigen Rechtslage (§ 3 Abs. 4 i.V.m. § 2 Abs. 1 Nr. 1–4 AGG) greift der Schutz 
des AGG in Fällen von sexueller Belästigung nur im Arbeitsleben. Im Zivilrechts- und für 
Bildungsbereich gilt das Verbot von sexuellen Belästigungen gemäß dem AGG nicht.  
In anderen Lebensbereichen mit vergleichbaren Unterlegenheitsverhältnissen, wie 
beispielsweise gegenüber Vermietern oder Kreditgebern bestehen dagegen Schutzlücken, 
was wenig nachvollziehbar sowie mit den einschlägigen europarechtlichen Vorgaben beim 
Zugang zu und der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen (EU-Richtlinie 
2004/113/EG) unvereinbar erscheint. 
 
Der Ende 2016 mit dem Gesetz zur Verbesserung des Schutzes der sexuellen 
Selbstbestimmung (BGBl. I, S. 2460) in Kraft getretene Straftatbestand der sexuellen 
Belästigung - vorausgesetzt wird hierfür eine Körperberührung, die nach ihrem äußeren 
Erscheinungsbild eine sexuelle Bestimmung aufweist - ist im Vergleich dazu erheblich enger 
und zielt auf anderweitige Rechtsfolgen (Renzikowski, Nein! – Das neue Sexualstrafrecht, 
NJW 2016, S. 3553). 
 
Daher sollte der Schutz bei sexueller Belästigung auf alle Anwendungsbereiche des AGG 
erstreckt werden. 
 
Darüber hinaus sollte auch im Hochschulkontext der Schutz vor sexueller Belästigung 
gesetzlich verbindlich geregelt werden. 
 
 Evaluation AGG, S. 20 f. 
 Bericht Expert_innenkommission, S. 14 
 Abschließende Bemerkungen CEDAW, Nr. 13/14 

 
 

- 1.4. Stärkung von Beschwerdemöglichkeiten 
 
Alle Beschäftigten haben nach § 13 Abs. 1 Satz 1 AGG theoretisch das Recht, sich bei einer 
zuständigen Stelle in ihrem Unternehmen oder ihrer Dienststelle über Benachteiligungen zu 
beschweren. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, eine solche Stelle einzurichten und 
Beschwerden zu prüfen. Arbeitnehmende, die von ihrem Beschwerderecht Gebrauch machen, 
dürfen gemäß dem sogenannten Maßregelungsverbot (§ 16 AGG) dafür nicht bestraft 
werden. Vielmehr muss der Arbeitnehmer wirksame Maßnahme zum Schutz der Betroffenen 
ergreifen (§ 12 AGG). 
In der Praxis hat jedoch eine Vielzahl von Arbeitgebern keine derartige interne 
Beschwerdestelle eingerichtet bzw. die Beschäftigten sind hierüber und über ihre Rechte nur 
unzureichend informiert. 
Ferner sind die Strukturen bei einigen Unternehmen ungeeignet, um Vorfälle sexueller 
Belästigung ohne externe Unterstützung zu lösen – zum Beispiel, weil sie keinen Betriebsrat 
haben oder wenn in einem kleinen Betrieb die Führungskraft selbst verantwortlich ist. 
 
Demzufolge sollte gesetzlich geregelt werden, dass eine unzureichende Bekanntmachung der 
Beschwerdemöglichkeiten und der Rechte von Betroffenen bereits ein Indiz für eine 
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verbotene Benachteiligung bildet, um Arbeitgeber verbindlicher zur Gleichbehandlung zu 
verpflichten.  
Zudem sollten Beschwerdestellen möglichst unabhängig und mit klaren Verfahrensweisen 
eingerichtet werden. Ebenfalls zielführend wäre die Einrichtung von staatlich finanzierten 
Ombudsstellen mit entsprechenden Befugnissen. 
 
 Evaluation AGG, S. 81 ff. 
 Bericht Expert_innenkommission, S. 13 
 Abschließende Bemerkungen CEDAW, Nr. 14 

 
 

- 1.5. Erleichterung der Beweislast 
 
Aus praktischer Sicht bleibt die Beweisfrage ein entscheidendes Problem bei der 
gerichtlichen Durchsetzung des Antidiskriminierungsrechts. 
Aller Erfahrung nach ereignen sich gerade sexualisierte Belästigungen und 
geschlechtsbezogene Benachteiligungen überwiegend in Vier-Augen-Situationen. Die 
Betroffenen befinden sich deshalb in der Regel unter Beweisnot. 
 
Die bereits bestehende Beweislasterleichterung gemäß § 22 AGG sollte daher klarstellend 
auch auf die Darlegung der Benachteiligung erweitert und durch eine Konkretisierung der 
Anforderungen an den Indizienbeweis präzisiert sowie (im Arbeitsrecht) durch einen 
Auskunftsanspruch gegenüber dem Arbeitgeber ergänzt werden. 
Außerdem sollte die Erleichterung der Darlegungs- und Beweislast auch auf die 
Voraussetzungen des Leistungsverweigerungsrechts für Arbeitnehmende - wenn der 
Arbeitgeber seiner Schutzpflicht vor Diskriminierungen nicht nachkommt - ausgeweitet 
werden. 
 
Des Weiteren sollten alle relevanten Rechtsanwendungsberufe im Rahmen der juristischen 
Aus- und Fortbildung für die besonderen Beweisregeln im Antidiskriminierungsrecht 
sensibilisiert werden. 
 
 Evaluation AGG, S. 97 ff. 
 Bericht Expert_innenkommission, S. 14 
 Abschließende Bemerkungen CEDAW, Nr. 13/14 

 
 

- 2. Stärkung sowie personelle und finanzielle Absicherung der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes 
 
Mit Blick auf die gesetzlichen Aufgaben und Befugnisse der ADS hat die 
Antidiskriminierungsarbeit der vergangenen zehn Jahre gezeigt, dass es angesichts der weiter 
bestehenden Herausforderungen im Interesse einer Verbesserung des 
Diskriminierungsschutzes in Deutschland angebracht ist, die Kompetenzen der ADS in 
Anlehnung an andere dementsprechende Stellen in der EU anzugleichen und mit den 
notwendigen Ressourcen auszustatten. 
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Insbesondere sollten die Beratungsbefugnisse in Einzelfällen und die Möglichkeiten zur 
Unterstützung bei Klagen ausgeweitet sowie umfassende Auskunfts-, Beanstandungs- und 
Beteiligungsrechte und ein eigenes Klagerecht in grundlegenden Fällen eingeführt werden. 

 
 Evaluation AGG, S. 109 ff. 
 Bericht Expert_innenkommission, S. 13 
 Abschließenden Bemerkungen CEDAW, Nr. 17/18 

 

Quellen 
 

• Abschließenden Bemerkungen des Fachausschusses zum Übereinkommen der Vereinten 
Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau zum Staatenbericht 
Deutschlands. 3. März 2017. CEDAW/C/DEU/CO/7-8. 
[http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=CEDA
W%2fC%2fDEU%2fCO%2f7-8&Lang=en] 
 

• Evaluation des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. Erstellt im Auftrag der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes.163 Seiten. August 2016. 
[http://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/publikationen/AGG
/AGG_Evaluation.pdf?__blob=publicationFile&v=15] 
 

• Gleiche Rechte – gegen Diskriminierung aufgrund des Geschlechts. Bericht der unabhängigen 
Expert_innenkommission der Antidiskriminierungsstelle des Bundes. 55 Seiten. Dezember 
2015. 
[http://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/publikationen/Hand
lungsempfehlungen_Kommission_Geschlecht.pdf?__blob=publicationFile&v=6] 
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Statement Dr. Stevie Meriel Schmiedel, März 2017 

 

"Sexismus die Rote Karte zeigen" 

 

Wir, die Nichtregierungsorganisation Pinkstinks, stimmen in allen Punkten dem Antrag 

"Sexismus die Rote Karte zeigen" der Fraktion DIE LINKE zu. Insbesondere begrüßen wir 

die in der dazugehörigen Begründung zum Aktionsplan genannten Analysen und 

Forderungen.  

 

Durch aktuelles Gender-Marketing und die dazugehörige sexistische Werbung werden 

Geschlechtsstereotypen bei Kindern verstärkt. So ist nicht verwunderlich, dass eine 

OECD-Studie 2015 erklärt, Mädchen seien zwar genauso gut wie Jungen in Mathematik, 

trauten sich aber nicht gleichviel zu. Mädchen sehen sich als weniger technisch und 

rechnerisch begabt, obwohl sie biologisch nichts davon abhält, in diesen Bereichen tätig 

zu werden oder zu brillieren. So deckt der aktuelle Kinofilm "Hidden Figures" erstmals auf, 

dass es - aufgrund ihres Geschlechts und ihrer Hautfarbe - diskriminierte schwarze 

Mathematikerinnen waren, die es vor sechzig Jahren ermöglichten, dass John Glenn ins 

All fliegen konnte. Frauen können rechnen. Unser öffentliches Bild ist aber ein anderes: 

Frauen sind weniger kompetent, weniger für Technik geeignet, weniger sportlich und aktiv. 

Wir finden es inzwischen völlig normal, dass Kinderfahrräder mit sieben Gängen nur für 

Jungen beworben werden: Als wären Mädchen zu blöd oder hätten keinen Spaß daran, 

schnell oder Berge hoch zu fahren. Es fällt niemanden mehr auf, wenn ein blauer 

Spielzeugcomputer fünfzig Funktionen, der rosafarbene aber nur die Hälfte hat. Das 

rosafarbene Monopoly, in denen Beautysalons statt Banken verkauft werden, findet man 

niedlich oder witzig und stellt sich nicht mehr die Frage, ob es vielleicht Mädchen 

demotiviert, BWL studieren zu wollen. Ach, bei einem Spiel! 

Leider ist es schon längst kein alleiniges Spiel mehr. Der gesamte Spielzeugmarkt für 

Mädchen ist rosa, niedlich, süß, während der für Jungen draufgängerisch, abenteuerlich 

und immer mutig ist. So muss alles doppelt verkauft werden, weil der Junge das rosa 

Bobbycar unmöglich fahren kann und ein schwarzes Fahrrad mit Blitzen eindeutig nichts 

für Mädchen ist. Die Wirtschaft hat es geschafft, unsere Kinder zurück in ins letzte 

Jahrhundert zu beamen. Noch nie war Gender-Marketing so aggressiv wie heute. 

Wir haben gleichzeitig zwei Problematiken im Jugendalter, die sich intensivieren: Mädchen 

starten immer früher in die Essstörungen, Jungen verfallen öfter der Spiel- und 

Alkoholsucht. Während das eine typisch für eine Kinderwelt ist, in der man sich räumlich 

und körperlich zurück zu nehmen hat, ist das zweite Ausdruck einer mangelnden 

Ausdrucksfähigkeit: Gefühle zu äußern und soziales Verhalten zu trainieren ist den 

Mädchen vorbehalten. So antworteten massenhaft Männer auf eine Anfrage des 

amerikanischen Portals "Reddit", was sie machen würden, wenn es keine 

Geschlechtsstereotype geben würde: Mehr weinen und sich Hilfe holen. 

 

Pinkstinks hat zwei Theaterprojekte entworfen, eines davon wird vom 

Bundesfamilienministerium unterstützt: "David und sein rosa Pony" ist für 3-8-jährige 

Kinder entwickelt und wird als Präventionsarbeit gegen Mobbing und genderspezifische 

Seite 48 von 57

verseifferma
Ausschussstempel



psychosomatische Krankheiten eingesetzt. Das Stück wird von uns an Schulen im 

Klassenzimmer gespielt, danach wird mit den Kindern das Gesehene verarbeitet und 

besprochen. Das Lehrpersonal bekommt dazu Arbeitsmaterialien für die Fächer Theater 

und Kunst für zwei Wochen. Die Rückmeldungen sind grandios. Nach dem Stück wollen 

alle Jungen ein Foto von sich und dem rosafarbenen Pony und finden, dass alle mit allem 

spielen dürfen sollten. Jungen mit Puppen, Mädchen mit Ninjas, alles geht auf einmal, was 

vorher noch Tabu war. Leider sieht das in der Regel an deutschen Schulen anders aus. 

"Schwul" ist das meistgenannte Schimpfwort auf den Schulhöfen, gefolgt von "Du 

Mädchen!". Mädchen spielen schon in der zweiten Klasse "Germanys Next Topmodel" 

nach und Youtube-Softpornos, in denen Frauen oft stereotyp passiv dargestellt werden, 

schickt man sich ab Klasse 4 über WhatsApp zu. 

Das alles ist kein Wunder, wenn der Klett-Verlag sein Lesebuch "für Mädchen" mit 

Prinzessinnen und das "für Jungen" mit Piraten bestückt. Prinzessinnen, die einen Schatz 

finden, Piraten, die sich um ihre Papageien kümmern, findet man hier vergeblich. Dabei 

sind Kinder nicht biologisch für bestimmte Rollen prädestiniert. Aktuelle Studien zeigen, 

dass es auch bei Primaten Stämme gibt, in denen Männchen die Kinder aufziehen. Viele 

moderne Elternpaare teilen sich heutzutage Haushalt und Erziehungsarbeit ohne, dass 

Eltern oder Kinder darunter leiden. Auch wenn es weiterhin Frauen sind, die Kinder 

bekommen, ist die Aufzucht der Kinder nicht mehr primär an sie gebunden. Mädchen 

brauchen auch keine rosa Bauklötze, um überhaupt ins Bauen zu kommen. Lernen sie 

aber von Geburt an, dass Technik nur für Jungen ist, brauchen Sie rosa MINT-

Programme, um sie in eine Welt einzuladen, die von Geburt an ihre sein könnte.  

 

Was wir dringend brauchen, ist eine bundesweite Aktion "Schule ohne Sexismus", um 

insbesondere Lehrerinnen und Lehrer sowie Eltern für Alltagssexismus zu sensibilisieren. 

Damit schon Kinder aufschreien, wenn ihnen in Schulbüchern Stereotype vorgezeichnet 

werden, die wir 2017 überwunden glaubten. Damit nicht nur die Jungen im 

Physikunterricht gefördert werden und ein Junge, der mit seinem rosa Pony in die Schule 

kommt, nicht gemobbt wird (und dann versucht, sich das Leben zu nehmen, wie 2014 in 

den USA).  

 

Wir wünschen uns mehr Theaterarbeit, mehr Schulung von Lehrpersonal, mehr 

Sensibilisierung von Schulbuchverlagen und ein bundesweites Programm "Schule ohne 

Sexismus" - ähnlich wie die "Schule ohne Rassismus" der Bundeszentrale für politische 

Bildung - als Teil eines bundesweiten Aktionsplans. 

 

Dr. Stevie Meriel Schmiedel für Pinkstinks, Hamburg, den 6.03.2017 

 

Quellen / weitere Informationen: 

 

http://www.spiegel.de/lebenundlernen/schule/maedchen-koennen-doch-mathe-sie-werden-

nur-nicht-gefoerdert-a-1063099.html 

https://www.theatlantic.com/business/archive/2014/12/toys-are-more-divided-by-gender-

now-than-they-were-50-years-ago/383556/ 
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https://www.welt.de/gesundheit/psychologie/article144899867/Wer-nicht-an-Gewicht-

zulegt-darf-nicht-ans-Handy.html 

http://www1.wdr.de/wissen/mensch/studie-spielsucht-hilfe-100.html 

https://www.the-pool.com/news-views/opinion/2017/2/what-men-would-do-if-stereotypes-

didnt-exist 

http://www.shortnews.de/id/1074614/usa-junge-erhaengte-sich-weil-er-wegen-my-little-

pony-gehaenselt-wurde 

http://www.tagesspiegel.de/wissen/die-geschlechterluege-biologie-als-

neurosexismus/6601144.html 
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Fabrikstr. 8  Tel. ++41 (0)31 631 3394  
CH 3012 Bern  sabine.sczesny@psy.unibe.ch 

 
 

17. März 2017 

 

Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend im Deutschen Bundestag zum Antrag der Fraktion DIE LINKE 

«Sexismus die Rote Karte zeigen – Für einen bundesweiten Aktionsplan» 

am 27. März 2017 

 

Zum Sachverhalt 

Im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (Art 3) ist ein Gleichbehandlungsgrund-
satz definiert: «Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin» (Absatz 2). Eine Benachteiligung oder Bevorzugung auf-
grund des Geschlechts ist nicht zu dulden: «Niemand darf wegen seines Geschlechtes … be-
nachteiligt oder bevorzugt werden» (Absatz 3). Die Bundesrepublik Deutschland hat sich dar-
über hinaus auch in internationalen Übereinkommen verpflichtet, die Ungleichbehandlung 
von Frauen und Männern zu beseitigen und deren Gleichbehandlung umfassend zu fördern.  

In dem vorliegenden Antrag beantragt die Fraktion DIE LINKE eine Feststellung des Deut-
schen Bundestags, dass die Ungleichbehandlung mit ihren vielfältigen Erscheinungsformen 
des Sexismus ein gesamtgesellschaftliches Problem darstellt, das gesamtgesellschaftlich be-
seitigt werden muss. Konkret wird dem Deutschen Bundestag vorgeschlagen, die Bundesre-
gierung zu folgenden Maßnahmen aufzufordern: 

1. Initiierung eines bundesweiten Aktionsplans gegen Sexismus (inkl. der Bildung eines 
«Runden Tisches gegen Sexismus»). Dieser Aktionsplan soll mindestens folgende Be-
reiche umfassen: (a) Bildung (z.B. Abbau von Rollenklischees), (b) Medien (z.B. Unter-
bindung sexistischer Werbung), (c) Arbeitswelt (z.B. Gesetz zur Entgeltgleichheit), (d) 
Maßnahmen zur Stärkung und Ausweitung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgeset-
zes (AGG) sowie Absicherung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, (e) Schutz 
vor sexueller Gewalt (z.B. Fortbildungen von Polizei und Justiz im Umgang mit Be-
troffenen, Finanzierung des Hilfe- und Schutzsystems für von Gewalt betroffene 
Frauen), und (f) Maßnahmen zur Förderung des Bewusstseins für Sexismus (z.B. Pro-
gramm für «Zivilcourage gegen Sexismus»). 

2. Aufforderung an die Länder, eigene Aktionspläne zu entwickeln und umzusetzen. 
3. Einrichtung einer Monitoringstelle zur Umsetzung des bundesweiten Aktionsplans. 
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Stellungnahme zum Antrag 

Der Ausgangspunkt für den vorliegenden Antrag der Fraktion DIE LINKE ist ein «tiefergehen-
der gesellschaftliche[r] Sexismus, der in Deutschland traurige Alltagsrealität ist». Wissen-
schaftlich wird Sexismus definiert als «individuelle Einstellungen und Verhaltensweisen oder 
institutionelle und kulturelle Praktiken, die entweder eine negative Bewertung einer Person 
aufgrund ihres Geschlechts widerspiegeln oder den ungleichen Status zwischen Frauen und 
Männern in der Gesellschaft aufrechterhalten» (S. 29 in «Sexismus», Das Parlament, Bundes-
zentrale für politische Bildung, 2014; ein ausführlicher Überblick zur sogenannten Sexismus-
Debatte in Deutschland und relevanten wissenschaftlichen Erkenntnissen). Sexismus trägt 
maßgeblich zu zahlreichen Missständen in der Gesellschaft bei, beispielsweise zu der gerin-
geren Lebenserwartung von Männern, dem höheren Risiko der Altersarmut bei Frauen, dem 
gehäuften Vorkommen von Körperbildproblemen bei Jugendlichen oder der Gewalt gegen 
Frauen. Diese Missstände sollten dringend behoben werden. 

Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung ist der Meinung, dass Ungleichheiten zwischen 
Frauen und Männern heutzutage in Deutschland ziemlich oder sehr verbreitet sind (gesamt 
62 %; 68 % der Frauen und 57 % der Männer) und dass die Beseitigung dieser Ungleichheiten 
zu den Prioritäten der EU gehören sollte (gesamt 76 %; 81 % der Frauen und 70 % der Män-
ner; Spezial-Eurobarometer 428, Europäische Kommission, 2015). Als Bereiche, in denen Un-
gleichheiten vordringlich abzubauen sind, werden Gewalt gegen Frauen, Entgeltungleichheit 
und Rentenungleichheit genannt. Als effektivste Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils von 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt werden die gleiche Bezahlung von Frauen und Männern für die 
gleiche Arbeit, eine Verbesserung des Zugangs zu Kinderbetreuung sowie flexiblere Arbeits-
regelungen angesehen. Als effektivste Maßnahmen, damit Männer mehr Zeit mit Betreu-
ungs-und Pflegetätigkeiten verbringen, gelten eine Änderung in den Einstellungen von Män-
nern und Jungen zu diesen Tätigkeiten, flexiblere Arbeitsregelungen sowie die Sicherstel-
lung, dass Männer nicht diskriminiert werden, wenn sie für Pflegetätigkeiten Urlaub neh-
men. Nur 3 % der Befragten möchten nicht, dass sich die Zahl der berufstätigen Frauen er-
höht, und nur 4 % möchten nicht, dass Männer mehr Betreuungs- bzw. Pflegetätigkeiten 
übernehmen. Insgesamt stimmen die Einstellungen der befragten Frauen und Männer wei-
testgehend miteinander überein. 

Die Erreichung der Gleichbehandlung von Frauen und Männern hat somit einen hohen Stel-
lenwert in der deutschen Bevölkerung. Diese Einstellung entspricht weitestgehend dem eu-
ropäischen Durchschnitt (Spezial-Eurobarometer 428, 2015). In Schweden, wo schon länger 
und intensiver auf eine Gleichbehandlung der Geschlechter hingearbeitet wird, befürworten 
70 % der Befragten gleiche Entlohnung für gleiche Arbeit (in Deutschland 47 %) und 47 % die 
Sicherstellung, dass Frauen bei Einstellungsverfahren nicht diskriminiert werden (in Deutsch-
land 23 %). In Schweden werden somit spezifische arbeitsbezogene Maßnahmen als dringli-
cher bewertet als in Deutschland. Hinsichtlich der Frage, was getan werden kann, damit 
Männer mehr Zeit mit Betreuungs- und Pflegetätigkeiten verbringen, ist die Zustimmung zu 
verschiedenen Maßnahmen in Deutschland und Schweden ähnlich (siehe oben).  

Insgesamt ist der vorgeschlagene Aktionsplan gut geeignet, den Interessen der deutschen 
Bevölkerung Rechnung zu tragen. Positiv hervorzuheben ist, dass die Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern – unter Einbezug relevanter gesellschaftlicher Bereiche und unter Mit-
wirkung der Länder – in einem lösungsorientierten Diskurs («Runder Tisch gegen Sexismus») 

Seite 52 von 57



 

 
 
 

Seite 3/5 

erreicht werden soll. Die Berücksichtigung der Zusammenhänge von Geschlecht mit anderen 
sozialen Kategorien wie beispielsweise Herkunft, sexuelle Identität und Alter («Intersektio-
nalität»; vgl. S. 42 in «Sexismus», Bundeszentrale für politische Bildung, 2014) ermöglicht die 
Entwicklung von adäquaten Maßnahmen zur Behebung spezifischer Problemlagen. Insbe-
sondere die vorgeschlagene Einrichtung einer Monitoringstelle ist von zentraler Bedeutung 
für eine erfolgreiche Umsetzung des Aktionsplans. Diese Stelle sollte die Entwicklung von 
Maßnahmen wissenschaftlich begleiten, eine kontinuierliche Evaluation der Maßnahmen ge-
währleisten sowie bei Bedarf Anpassungen vornehmen und neue Problemlagen identifizie-
ren. Es sollte überprüft werden, inwieweit diese Aufgaben durch einen verstärkten personel-
len und finanziellen Ausbau der unabhängigen Antidiskriminierungsstelle (ADS) des Bundes 
geleistet werden können. Dies hätte den Vorteil, dass die Expertise der ADS genutzt würde 
und eine klare Zuständigkeit gegeben wäre, da keine doppelten Strukturen geschaffen wür-
den. 

Der angestrebte Aktionsplan sollte nicht nur Sexismus gegenüber Frauen, sondern auch Se-
xismus gegenüber Männern thematisieren und entsprechende Maßnahmen vorsehen. Die 
Erscheinungsformen von Sexismus gegenüber Männern wurden wissenschaftlich noch wenig 
untersucht und sind noch stärker tabuisiert als Sexismus gegenüber Frauen. Beispielsweise 
haben Männer eine vermeidbare höhere Mortalitätsrate als Frauen, da Männer dahinge-
hend sozialisiert werden, der traditionellen männlichen Geschlechtsrollennorm durch eine 
höhere Risikobereitschaft gerecht zu werden (Lee, 2010). Des Weiteren werden auch Män-
ner im Alltag sanktioniert und diskriminiert, wenn sie sich nicht der traditionellen männli-
chen Geschlechtsrollennorm entsprechend verhalten. Dies verhindert, dass Männer Berufe 
in Betracht ziehen, in denen sie nicht-konformes Verhalten zeigen müssten. Wenn Männer 
dennoch Pflege- und Betreuungsberufe ergreifen, werden sie aufgrund der wahrgenomme-
nen Rolleninkongruenz im Vergleich zu Frauen als weniger kompetent und sympathisch be-
urteilt (Croft, Schmader & Block, 2015). 

Es ist empfehlenswert, mit dem Aktionsplan nicht nur dem feindseligen Sexismus entgegen-
zuwirken (Abwertung; z.B. die Auffassung, dass Frauen ihre sexuelle Attraktivität ausnutzen 
und dass Männer Frauen nur als Sexualobjekte betrachten), sondern auch subtileren Er-
scheinungsformen wie dem wohlwollenden Sexismus (Idealisierung) (vgl. S. 29 ff. in «Sexis-
mus», Bundeszentrale für politische Bildung, 2014). Auch der wohlwollende Sexismus trägt 
mit seinen drei Facetten wesentlich zur Aufrechterhaltung des ungleichen Status von Frauen 
und Männern in der Gesellschaft bei: 1. Männer sollen Frauen beschützen und finanziell ver-
sorgen (Protektiver Paternalismus), 2. Frauen werden als das «bessere Geschlecht» betrach-
tet (z.B. als liebevoller, warmherziger; Komplementäre Geschlechtsdifferenzierung), 3. Män-
ner und Frauen sollen nur in einer heterosexuellen Partnerschaft ein sinnerfülltes Leben füh-
ren können (Heterosexuelle Intimität). Demzufolge werden Frauen als schwach und schutz-
bedürftig idealisiert, vermeintlich prädestiniert für Rollen mit niedrigem Status, Männer hin-
gegen als beschützend. Andererseits erhalten Männer negative Bewertungen in Bereichen, 
in denen sich Frauen überlegen fühlen und Männer Fürsorge benötigen (z.B. «Männer sind 
wie Babys, wenn sie krank sind»).  

Die im Antrag vorgeschlagenen Maßnahmen in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen 
(siehe 1a bis 1f) zielen sowohl auf die Veränderung individueller Einstellungen und Verhal-
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tensweisen als auch auf institutionelle und kulturelle Praktiken ab. Sie sind geeignet, Sexis-
mus in der Gesellschaft abzubauen. Dabei kann auf bereits entwickelte umfangreiche Maß-
nahmenkataloge und Empfehlungen zurückgegriffen werden (vgl. z.B. Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes, 2015a). Da die Mehrheit der deutschen Bevölkerung Maßnahmen zur 
Gleichbehandlung von Frauen und Männern in der EU als prioritär einstuft, ist mit weitestge-
hend positiven Reaktionen auf die Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen zu rechnen. 
Dennoch sollte der bereits vorhandene gesellschaftliche Konsens über den Abbau von Sexis-
mus stets mitkommuniziert und die Vorteile einer Gleichbehandlung für die gesamte Gesell-
schaft aufgezeigt werden (z.B. die Förderung des seelischen und körperlichen Wohlbefin-
dens in Familien, Schutz vor Altersarmut von Frauen, ausreichendes Personal in Betreuungs- 
und Pflegeberufen, Förderung des Gemeinwohls und der Fürsorglichkeit in der Gesellschaft). 

In den Bereichen Bildung (z.B. Abbau von Rollenklischees) und Medien (z.B. Unterbindung 
sexistischer Werbung) sollten die Aufklärung und der Transfer von Wissen in die Bevölkerung 
hinein im Vordergrund stehen. So können insbesondere Kinder und Jugendliche im eigenver-
antwortlichen Umgang mit sexistischer Diskriminierung trainiert werden (z.B. Umgang mit 
Gewaltpornographie, sexueller Gewalt, Objektifizierung und unrealistischen Schönheitsidea-
len in der Werbung).  

Im Bereich Arbeitswelt sollten die vorgeschlagenen Maßnahmen unbedingt noch um die Auf-
wertung und angemessenere Entlohnung von Betreuungs- und Pflegetätigkeiten ergänzt 
werden (vgl. den ausführlichen Überblick zur Humanisierung der Arbeit in «Das Parlament», 
Bundeszentrale für politische Bildung, 2011).  

Zu den wichtigsten Aufgaben der Antidiskriminierungsstelle des Bundes gehören Öffentlich-
keitsarbeit, Maßnahmen zur Verhinderung von Benachteiligungen, Durchführung wissen-
schaftlicher Untersuchungen und die Vorlage von Berichten an den Deutschen Bundestag. 
Die ADS stärkt mit ihrer Arbeit bereits die Umsetzung des Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setzes (AGG) (Antidiskriminierungsstelle des Bundes, 2015b). Eine nachhaltige personelle 
wie finanzielle Absicherung der ADS ist daher eine wesentliche Voraussetzung dafür, die 
Gleichbehandlung von Frauen und Männern in der deutschen Gesellschaft zu erreichen. Das 
Monitoring des Aktionsplans könnte als eine weitere Aufgabe der ADS definiert und mit zu-
sätzlichen Mitteln unterstützt werden. 

Zusätzlich zu den vorgeschlagenen Maßnahmen zum Schutz vor sexueller Gewalt (z.B. Fort-
bildungen von Polizei und Justiz im Umgang mit Betroffenen, Finanzierung des Hilfe- und 
Schutzsystems für betroffene Frauen) sollte begleitend auch eine intensive Öffentlichkeitsar-
beit zur Sichtbarmachung des Problems und gegen eine Bagatellisierung von geschlechtsspe-
zifischer Gewalt betrieben werden. Auch dies dient der Kommunikation des gesellschaftli-
chen Konsenses: Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung ist beispielsweise der Meinung, 
dass häusliche Gewalt gegen Frauen inakzeptabel ist und dass sie immer durch das Gesetz 
mit Strafe belegt sein sollte (gesamt 80 %; 83 % der Frauen, 77 % der Männer; vgl. das Spe-
zial-Eurobarometer 449, Europäische Kommission, 2016).  

Die Maßnahmen zur Förderung des Bewusstseins für Sexismus (z.B. Programm für «Zivilcou-
rage gegen Sexismus») ergänzen die Maßnahmen in den Bereichen Bildung und Medien und 
dienen dazu, die Bevölkerung für die verschiedenen, auch die subtilen Erscheinungsformen 
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des Sexismus zu sensibilisieren und in die Lage zu versetzen, damit umzugehen. Erste For-
schungsergebnisse weisen darauf hin, dass es positiv wirken kann, Sexismus in Frage zu stel-
len und zu kritisieren: Die konfrontierende Person wird kompetenter eingeschätzt und die 
Wahrscheinlichkeit weiterer sexistischer Äußerungen reduziert (vgl. S. 34 in «Sexismus», 
Bundeszentrale für politische Bildung, 2014). 

 

Fazit 

In den vergangenen Jahrzehnten wurden umfangreiche Erkenntnisse zu den negativen Aus-
wirkungen von Sexismus und den damit verbundenen sozialen und gesellschaftlichen Proble-
men in Deutschland gewonnen. Infolgedessen wurden in der Bundesrepublik Deutschland 
Gesetze beschlossen, die im Einklang mit internationalem Recht dem Abbau von sexistischer 
Diskriminierung dienen sollen. In der deutschen Gesellschaft besteht ein breiter gesellschaft-
licher Konsens darüber, dass Ungleichheiten zwischen Frauen und Männern heute noch ver-
breitet sind und die Beseitigung dieser Ungleichheiten zu den Prioritäten von Regierungen 
gehören sollte. Obwohl für viele gesellschaftliche Bereiche bereits wissenschaftlich fundierte 
Maßnahmen entwickelt worden sind, wurden die vorhandenen Gesetze und Maßnahmenka-
taloge bislang nicht zügig und nicht in ausreichender Weise umgesetzt. Diese Umsetzungs-
problematik ist in allen relevanten gesellschaftlichen Bereichen zu beobachten. Eine erfolg-
reiche und zeitnahe Umsetzung des geforderten bundesweiten Aktionsplans kann einen we-
sentlichen Schritt zu einer tatsächlichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern in 
Deutschland darstellen. 
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Einladung zu einer öffentlichen Anhörung zu dem Antrag „Sexismus die Rote Karte 
zeigen - Für einen bundesweiten Aktionsplan“ am 27. März 2017 und die Gelegenheit 
zur Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrter Herr Lehrieder, 
 
wir bedanken uns für die Einladung zu der öffentlichen Anhörung zum Antrag „Sexismus die 
Rote Karte zeigen – Für einen bundesweiten Aktionsplan“. 
 
Für die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände wird Frau Jutta Troost, Refe-
rentin des Deutschen Städtetages, an der Anhörung teilnehmen. 
 
Gleichstellungspolitik als politikfeldübergreifende Querschnittsaufgabe ist auf der kommu-
nalen Ebene seit den 1980er Jahren fest verankert. Zahlreiche Maßnahmen und Programme 
zum Abbau bestehender Diskriminierungen, zur Stärkung von Frauenrechten, zur Verbesse-
rung der rechtlichen Grundlagen für gleiche Chancen für Frauen und Männer am Arbeits-
platz und zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind seitdem umgesetzt worden. Zur wei-
teren Konkretisierung und Umsetzung der Gleichberechtigung auch in den Kommunen 
bestehen in allen Bundesländern Landesgleichstellungsgesetze (LGG) auf der Grundlage des 
Art. 3 Abs. 2, 3 GG. Diese sehen unter anderem die Bestellung oder Benennung von kommu-
nalen Gleichstellungsbeauftragten vor, deren Aufgabe die Förderung und Durchsetzung der 
Gleichberechtigung und Gleichstellung von Frauen und Männern ist. Zur Verbesserung der 
Chancengleichheit im gesamten öffentlichen Dienst der Länder, der Kommunen sowie für 
bestimmte juristische Personen des öffentlichen Rechts fasst das jeweilige Landesgleichstel-
lungsrecht die grundlegenden Regelungen für eine aktive Förderung von Frauen zusammen 
und entwickelt sie weiter.  
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Der im Antrag der Fraktion DIE LINKE geforderte bundesweite Aktionsplan wird von uns als 
Bündelung aller bisherigen und noch auszuweitenden Maßnahmen verstanden, bietet aber 
unserer Meinung nach keine weiteren Entwicklungsmöglichkeiten bei der Bekämpfung von 
Diskriminierungstatbeständen oder sexistischer Gewalt. 
 
Außerdem sind Maßnahmen zur Entgeltgleichheit, für verbindliche Frauenquoten in Ent-
scheidungsgremien und Führungspositionen sowie verschärfte Regelungen bei Sexualstraf-
taten bereits in Bundesgesetzen ( z.B. Gesetz zur gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und 
Männern an Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst oder die 
Reform des Sexualstrafrechts) umgesetzt oder befinden sich gerade in der Abstimmung wie 
der Gesetzesentwurf zur Förderung der Transparenz von Entgeltstrukturen. Es sollte zunächst 
zumindest eine Zeit abgewartet werden, ob diese Gesetze greifen. 
 
Das Thema „Schutz vor Gewalt an Frauen“ findet seitens der Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände volle Unterstützung und wird auch regelmäßig in unseren Gremien 
diskutiert und beraten. Vor Ort sind die Kommunen in vielfältiger Weise aktiv, organisieren 
Runde Tische gegen Gewalt, entwickeln Konzepte zur Prävention und erarbeiten Material für 
die Öffentlichkeitsarbeit. Auch das bundesweite „Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen“ ist mit 
der Arbeit auf kommunaler Ebene verzahnt. 
 
Eine bundeseinheitliche Regelung  der Unterstützungsangebote für gewaltbetroffene Frauen 
und ihre Kinder wird wegen der Unterschiedlichkeit der individuellen Anspruchsgrundlagen 
der betroffenen Frauen und Kinder auf Leistungen durch die verschiedenen Sozialgesetzbü-
cher und der zusätzlichen Finanzierungen durch die Länder sowie der freiwilligen Leistungen 
der Kommunen allerdings problematisch gesehen.  
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

 

 

 

Klaus Hebborn 
Beigeordneter  

des Deutschen Städtetages 

Jörg Freese 
Beigeordneter  

des Deutschen Landkreistages 

Uwe Lübking 
Beigeordneter 

des Deutschen Städte- und  
Gemeindebundes 
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